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Der 14. Friedensratschlag in
Kassel war nicht nur überraschend gut
besucht. Auch die Altersstruktur war
erfreulich – mehr als sonst waren auch
jüngere Leute präsent. Der Friedens-
ratschlag stellte sich wie auch in den
Jahren davor nicht nur mit einer the-
matisch großen Bandbreite dar, son-
dern spannte auch den großen Bogen
von der akademischen Analyse bis hin
zur Diskussion unserer praktischen
friedenspolitischen Arbeit. Dem ent-
sprechend beginnen unsere Beiträge
in dieser Ausgabe mit Auszügen zu
Peter Strutynskis Analyse der Welt-
politik und enden auf der letzten Seite
mit dem Abdruck der Friedenspoliti-
schen Schwerpunkte für 2008. Als Re-
daktion des Friedensjournals haben
wir zunächst eine kleine Auswahl aus
vielen sehr informativen Beiträgen auf-
genommen. Für die nächste Ausgabe
haben wir die Veröffentlichung weite-
rer Referate aus Kassel vorgesehen.
Viel mehr kann man auf der Home-
page der AG Friedensforschung an
der Uni Kassel nachlesen.

Zum Titelthema der „Neuvermessung“
haben wir in dieser Ausgabe die aktu-
elle Zuspitzung im Kosovo sowie ei-
nen Beitrag der EU-Afrika-Konferenz
in Lissabon zusammengefasst. In un-
serem Interview wird die in Latein-
amerika sich verstärkende Gegen-
bewegung anlässlich der dort neu
gegründeten „Bank des Südens“ the-
matisiert. 

Bei dem Schwerpunktthema Afgha-
nistan ist von der Friedensbewegung
noch viel Arbeit zu leisten. Ein Haupt-
problem bei der Organisierung von
Massenprotesten ist, dass die Men-
schen in unserem Land sich noch
nicht hinreichend betroffen fühlen, um
auf die Straße gehen. Gezeigt hat sich
das im letzten Jahr auch bei der
Afghanistan-Demo in Berlin. Wenn-
gleich die Beteiligung aus unserer
Sicht ein guter Anfang  war, so ist doch
festzuhalten, dass eine Woche später
mit wenig intensiver Mobilisierung am
selben Ort in Berlin eine größere Betei-
ligung im Kampf gegen den sich ver-
breitenden Sicherheits- und Über-

wachungsstaat erzielt wurde. Bei die-
ser Thematik fühlen sich vor allem jun-
ge Leute viel stärker betroffen.

Beim 14.Friedensratschlag lag die
starke Präsenz von jüngeren Leuten
wohl auch daran, dass es bei der gro-
ßen Themenbandbreite nicht nur um
„die Neuvermessung der Welt“ ging,
sondern auch um innenpolitische Fra-
gen, wie die zunehmende Rolle der
Bundeswehr im Inneren und die beun-
ruhigenden Tendenzen zum repressi-
ven Sicherheitsstaat. Diese Themen
haben wir auch in der Auswahl von
Referentenbeiträgen in dieser Ausga-
be mit aufgenommen.

Bereits bei dem ersten Aktions-
schwerpunkt der Friedensbewegung
in diesem Jahr geht es sowohl um den
Kampf gegen die Neuvermessung der
Welt als auch gegen den Sicherheits-
staat im Inneren. Wie jedes Jahr sind
auch diesmal wieder Aktionen gegen
die NATO-Sicherheitskonferenz in
München (vom 8. bis 10. Februar)
angesagt. Weitere wichtige Aktions-
vorschläge haben wir im Zusammen-
hang mit unseren Friedenspolitischen
Schwerpunkten erarbeitet. Diese kön-
nen aber nur einen Rahmen bilden.
Aktuelle Ereignisse werden uns immer
wieder fordern, schnell und mit über-
zeugenden Argumenten zu reagieren.
Die Ergebnisse unseres Friedenspoli-
tischen Ratschlags werden dabei hilf-
reich sein. Aus unserer Sicht kommt
auch dem FriedensJournal eine ent-
sprechende Funktion zu. Alle sollten
helfen, seine Verbreitung zu forcieren.

Horst Trapp

Das nächste Friedensjournal erscheint
am 15. März 2008.
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Ich habe den Eindruck, dass wir
uns heute in einer Übergangszeit be-
finden, in der drei verschiedene Kon-
stellationen nebeneinander existieren
und eine höchst brisante Mischung er-
geben. Dazu möchte ich gern drei
Thesen aufstellen. Während erstens
der Kalte Krieg aus der zweiten Hälfte
des 20. Jahrhunderts nicht wirklich
aufgehört hat zu existieren, befinden
wir uns zweitens mitten in einem neu-
en Kalten Krieg und drittens deuten
manche Zeichen auf eine Rückkehr in
die längst vergangene Zeit vor dem
historischen Kalten Krieg hin.

Was heißt das im Einzelnen?

Meine erste These lautet:
Der Kalte Krieg, der in den 40 Jah-

ren nach dem Zweiten Weltkrieg der
ganzen Welt seinen Stempel aufge-
drückt hatte, ist nur aus einer eurozen-
trierten Perspektive beendet worden.
In Ostasien und im pazifischen Raum
hat der Kalte Krieg in Wirklichkeit nie
zu existieren aufgehört. Dies hat damit
zu tun, dass in Asien der große Antipo-
de der USA, die Volksrepublik China,
von der Auflösung der Sowjetunion
und des Warschauer Pakts nicht be-
troffen war und nicht in den Strudel
des Zerfalls des Realsozialismus ge-
riet.

Unabhängig davon, wie sich die öko-
nomischen und gesellschaftlichen
Verhältnisse in China entwickeln wer-
den, stellt das Land für die Super-
macht USA eine große Herausforde-
rung dar – auch wenn sich Peking zur
Zeit selbst weniger als Supermacht,
sondern allenfalls als Regionalmacht
begreift. Dennoch ist sie in eine Reihe
von Konflikten involviert, die über die
Region hinaus weisen und die pazifi-
sche Hegemonialmacht USA auf den
Plan rufen: der Streit um Inseln im Chi-
nesischen Meer etwa oder – vor allem
– Pekings Anspruch auf Taiwan.

Noch gravierender dürften die aufkei-
menden Konflikte um die knappen
Energieressourcen werden. Das er-

höhte militärische Engagement der
USA in Afrika ist vor allem mit der er-
folgreichen Handelspolitik Pekings in
dieser Region zu erklären.

Zweitens:
Gleichzeitig befinden wir uns in ei-

nem neuen „Kalten Krieg“, den ich
schon als „Antiterrorkrieg“ beschrie-
ben habe. Dabei spielt die hochgradig
ideologisch ausgetragene Konfronta-
tion zwischen der „zivilisierten“ und
der „nicht zivilisierten“, der christlich-
abendländisch-modernen Welt und
der islamisch-mittelalterlichen Welt ei-
ne Rolle. Was die Situation heute von
dem alten Kalten Krieg unterscheidet
und so gefährlich macht, ist die Tatsa-
che, dass die USA aufgrund ihrer mili-
tärischen Stärke diesen Antiterrorkrieg
nach Belieben auch heiß führen kön-
nen. Kompliziert wird die Situation
noch dadurch, dass sich dem Antiter-
rorkrieg zum Teil auch Mächte ver-
schrieben haben, die in anderen Zu-
sammenhängen zu den erklärten
Gegnern der USA gehören.

Ich nenne hier als Beispiel die Schang-
hai-Organisation für Zusammenarbeit
zu nennen, die 1996 von China und
Russland sowie den zentralasiati-
schen Republiken Kasachstan, Kir-
gistan und Tadschikistan ins Leben
gerufen wurde. Die Schanghai-Orga-
nisation versteht sich nicht nur als re-
gionaler Wirtschaftsraum, sondern sie
verfolgt auch die Absicht, der zuneh-
mend als Bedrohung empfundenen
Unipolarität der USA in Zentralasien
entgegenzutreten und den Anspruch
auf eine „multipolare“ Welt zu unter-
streichen. Hinzu kommt die gemeinsa-
me Furcht vor dem Anwachsen isla-
mistischer Bewegungen.

Im August d.J. führte die Organisation
ein achttägiges Manöver mit dem be-
zeichnenden Titel „Friedensmission
2007“ durch. Etwa 5000 Soldaten und
Offiziere mit 500 „technischen Einhei-
ten“, größtenteils aus Russland und
China, haben dabei den „antiterroristi-
schen“ Kampf geübt. Um in meinem

obigen Bild zu bleiben: Toren, wohin
man blickt!

Meine dritte These lautet:
Die westlichen Industriestaaten

(einschließlich Japans), die den Kal-
ten Krieg in relativer transatlantischer
Geschlossenheit verbracht haben,

gewinnen an außenpolitischer Bewe-
gungsfreiheit zur Durchsetzung des-
sen, was sie selbst als nationale Inte-
ressen definieren. Die Risse, die
periodisch immer wieder zwischen
den USA und den EU-Staaten sichtbar
werden, deuten auf langfristige strate-
gische Widersprüche hin, die über den
Weg des politischen Kompromisses
nicht endlos zu kitten sein werden.
Das Interessante dabei ist, dass die
Hauptakteure wieder dieselben sind,
die schon vor hundert Jahren den
Kampf um die Vorherrschaft in der
Welt ausgetragen haben.

Nach dem bekannten Sozialwissen-
schaftler und Philosoph Immanuel
Wallerstein (2002) waren dies seit
1873 Deutschland und die Vereinigten
Staaten. Sie repräsentierten bis 1913
die erfolgreichsten Ökonomien und
lieferten sich von 1914 bis 1945 einen
„dreißigjährigen Krieg“, der – in der
Zwischenkriegszeit – nur von einem
Waffenstillstand unterbrochen war.
Deutschland hat nun im Rahmen der
EU Verstärkung erhalten – die USA
sind weiter auf sich gestellt und im
Moment dabei, trotz weltweiten Enga-
gements politisch in die Isolation zu
geraten. Der britische Pudel Blair hat
abgedankt und der französische Er-
satzpudel Sarkozy wird wohl zu Hause
alle Hände voll zu tun haben. Waller-
stein gibt den USA nur noch wenige
Jahre für den unabwendbaren Abstieg
als einer entscheidenden Macht in der
Weltpolitik.

Schon heute sei es so, dass die USA
lediglich auf militärischem Gebiet eine
Weltmacht darstellen, ökonomisch
seien sie es längst nicht mehr. Für
Wallerstein stellt sich deshalb nicht
mehr die Frage, „ob die US-Hegemo-
nie schwindet, sondern ob die Verei-
nigten Staaten einen Weg finden in
Würde abzudanken, mit einem Mini-
mum an Schaden für die Welt und für
sie selbst.“

Komplettfassung auf
www.uni-kassel.de/fb5/frieden/rat/2007
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Der „Antiterror-Krieg“ – die
Grundtorheit des 21. Jahrhunderts
Von Peter Strutynski, AG Friedensforschung an der Uni Kassel
Auszug aus dem Einführungsvortrag zum Friedenspolitischen Ratschlag
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Einen unabhängigen, souverä-
nen Kosovo wird es nicht geben.
Nicht nur Serbien oder Russland sind
es, die den knapp 2 Millionen Ein-
wohnerInnen auf ihren 10.000 Qua-
dratkilometern keine Unabhängigkeit
zugestehen wollen, vor allem die USA
und EU-Europa denken gar nicht da-
ran, einen zweiten albanisch besie-
delten Staat in die politische Selbst-
bestimmung zu entlassen. Nicht
umsonst ist in dem von der UNO zu-
rückgewiesenen, aber von Washing-
ton und Brüssel forcierten Ahtisaari-
Plan von einer „überwachten
Unabhängigkeit“ die Rede. Die Euro-
päische Union ist auf dem Weg, ihr
erstes offizielles, langfristig angeleg-
tes Kolonialgebiet zu schaffen. Der
„Euro“ ist längst Zahlungsmittel, En-
de 2007 garantieren 17.000 Kfor-Sol-
daten aus 34 Staaten den Besat-
zungsstatus, Polizisten aus fast allen
EU-Ländern patrouillieren in den
Straßen kosovarischer Städte und
mit dem Deutschen Joachim Rücker
hat der sechste EU-europäische Spit-
zenmann (in acht Jahren) den höchs-
ten administrativen Posten in Pristina
übernommen. Er präsidiert Exekutive
und Legislative in einer Person, Sym-
bol der Gewalt in einer – ausländi-
schen – Hand. Sein Wort steht über
parlamentarischen Beschlüssen und
kosovarisch-präsidentiellen Ent-
scheidungen.

Fremdherrschaft ohne
UN-Mandat
Am 19. Dezember 2007 hat der

UN-Sicherheitsrat den Bericht der aus
EU, den USA und Russland bestehen-
den Troika zum zukünftigen Status
des Kosovo behandelt. Eine Einigung
konnte nicht erzielt werden. Die Unter-
stützung einer einseitig ausgerufenen
kosovarischen Unabhängigkeitserklä-
rung gegen die UN-Resolution 1244,
wie sie von den USA, Frankreich und
Großbritannien offen angekündigt
worden ist, würde das Völkerrecht zur
Makulatur werden lassen. Vieles deu-
tet genau darauf hin.

Eigentlich hätte es über den Status
des Kosovo nichts zu verhandeln ge-
geben. Nach dem Rückzug der serbi-
schen Militäreinheiten im Juni 1999
hat die UNO in ihren Resolutionen
1244 (1999) und 1345 (2001) die „Ver-
pflichtung zur Souveränität und terri-
torialen Unversehrtheit Jugoslawiens“
festgeschrieben. Serbien stand als
Rechtsnachfolger nie zur Disposition.
Es war vor allem der Druck aus den
USA, die zwischenzeitlich nahe Ura-
sevac/Ferizaj in „Camp Bondsteel“ ihr
größtes Militärlager in Europa aufge-
baut hatten, der die Statusfrage des
Kosovo auf die internationale Tages-
ordnung setzte. Beteiligte an diesen
Gesprächen meinen „off the records“,
dass es reine Scheinverhandlungen
gewesen waren. Nachdem das Ahti-
saari-Papier für eine „überwachte Un-
abhängigkeit“ des Kosovo im Juli
2007 von der UNO nicht approbiert
worden war, wurde die so genannte
Troika beauftragt, bis zum 10. Dezem-
ber 2007 eine Verhandlungslösung zu
finden. Eine solche gab es nicht, am
28. November musste EU-Verhand-
lungsleiter Wolfgang Ischinger in Ba-
den bei Wien die Gespräche abbre-
chen.

Die serbische Suche nach einem
Kompromiss, mithin das Angebot an
die kosovo-albanische Führung, sub-
stantielle Autonomie inklusive Teilnah-
me an wirtschaftlichen internationalen
Organisationen, scheiterte nicht zu-
letzt an der zeitlichen Befristung der
Gespräche. Albaner-Vertreter spra-
chen offen darüber, keinem Kompro-
miss zustimmen, sondern nur die Un-
abhängigkeit akzeptieren zu wollen.
Nachdem US-Präsident George Bush
anlässlich seines Besuchs ausgerech-
net in Tirana im Juni 2007 eine Unter-
stützung für die einseitige Ausrufung
einer kosovarischen Staatlichkeit be-
kundet hatte, bestand für die Verhand-
ler aus Prishtine kein Anlass mehr, zu
verhandeln.

Erstmals in der Geschichte der UNO
könnte es dazu kommen, dass einem

Mitgliedsstaat, Serbien, ein Teil seines
Territoriums ohne eigene Zustimmung
und jener des Sicherheitsrates wegge-
nommen wird. Ein solch eklatanter
Bruch des Völkerrechts bedeutet
nichts weniger als das Anfang vom
Ende der größten internationalen Or-
ganisation. Der Politik von Slobodan
Milosevic würde damit nachträglich
Recht gegeben, denn während seiner
Amtszeit wurde die „territoriale Integri-
tät“ international garantiert, während
sie nun, unter geänderten, so genann-
ten „demokratischen“ Verhältnissen in
Serbien missachtet wird.

Möglich geworden ist diese unheil-
volle internationale Konstellation
durch den Druck der USA auf die
Staaten der EU. Dieser Druck, glaubt
man Diplomaten aus dem Umkreis
der Verhandlungen, muss enorm ge-
wesen sein. In informellen Gesprä-
chen war die Stimmung eine völlig
andere als vor den Mikrophonen. Die
allermeisten EU-Diplomaten wollten
den Verhandlungsprozess fortsetzen.
Auf Pressebriefings gaben sie aller-
dings der Überzeugung Ausdruck,
der Zug sei abgefahren. Eine Schlüs-
selrolle nahm die neue französische
Regierung ein, die sich transatlanti-
sche Bündnistreue auf ihre Fahnen
geschrieben hat und mit dem heuti-
gen Außenminister Bernard Kouch-
ner den ersten internationalen Ver-
walter im Kosovo stellte, in dessen
Amtszeit die Vertreibungen der Ser-
ben und Roma zum Massenphäno-
men wurden. Sarkozy betreibt offen
die Ablöse Großbritanniens als euro-
päische Flanke der USA und setzt Pa-
ris an die Stelle Londons, womit der
Gaullismus endgültig der Vergangen-
heit angehört.

Das Kalkül der USA dürfte ein doppel-
tes sein: im slawisch-orthodoxen Um-
feld auf dem Balkan eine starke und
treue albanische Bastion zu errichten
und zugleich den Spaltkeil in die Euro-
päische Union zu treiben. Denn mit
der bevorstehenden administrativen
Übernahme des Kosovo durch die EU
werden die wirtschaftlich, sozial und
ethnisch nicht gelösten Probleme
Brüssel und den EU-Mitgliedstaaten
aufgebürdet. Viele von ihnen – wie
Zypern, Griechenland, die Slowakei,
Spanien, Rumänien, Bulgarien – ste-
hen einer formalen Unabhängigkeit
des Kosovo ablehnend gegenüber.
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Kosovo: Zwischen
Kolonialverwaltung und Krieg
Von Hannes Hofbauer, Journalist (Wien)
Für das Friedensjournal überarbeitete und aktualisierte Fassung des 
Referates vom 14. Friedensratschlag in Kassel



Es sei mir gestattet, mit einer
kleinen Presseschau zu beginnen. Es
handelt sich um nicht gemeldete Mel-
dungen, die nur in der Militärpresse zu
finden sind. Diese wird von der Frie-
densbewegung viel zu wenig beach-
tet.

Deutsche Raubkriege werden wieder
vorbereitet:
„Das Ende des Kalten Krieges nährte
den Traum vom Frieden weltweit.
Stattdessen erleben wir heute asym-
metrische Kriege. Dazu zeichnet sich
eine neue Auseinandersetzung ab: der
Kampf um Rohstoffe, eine neue globa-
le Konfliktlinie. Das wirtschaftliche
Wachstum Chinas und Indiens erfor-
dert immer mehr Energieträger und
Metalle, die die Industrieländer früher
allein für sich beanspruchten. Von da-
her sind auch militärisch auszutragen-
de Konflikte um die Sicherung von

Rohstoffen vorprogrammiert.“ („Y“,
07/2007)

Reservisten in ständiger Alarmbereit-
schaft:
„Soll die Bundeswehr für derartige
Fälle (para-kriegerische Fälle, Terroris-
mus – U.S.) auch nichtaktive Truppen-
teile verfügbar halten? Wenn sich das
als sinnvoll und notwendig erweist, ist
das für mich keine grundsätzliche,
sondern ausschließlich eine pragmati-
sche Frage. Wenn ein Bedarf da ist:
Ja.“ (Parlamentarischer Staatssekre-
tär Christian Schmidt, CSU, „loyal“
04/06)

Bundeswehr räumt mit religiösen Fa-
natikern in Südafghanistan auf:
„Es ist nur eine Frage der Zeit, bis
auch deutsche Bodentruppen in den
Provinzen Helmand oder Uruzgun (in
Afghanistan) patrollieren werden.
Grund genug für die religiösen Fa-
natiker, sich Sorgen zu machen.
Denn im Süden des Hindukusch liegt
der Schlüssel zum Erfolg.“ („Y“, 05/
07)

Die EU als Krieg führende Macht: 
„Wirtschaftlich ist die EU bereits ein
globaler Akteur. Was den militärischen
Bereich angeht, da besitzt die EU
noch Potential nach oben, insbeson-
dere wenn schnelles und robustes
Eingreifen in Konfliktregionen gefragt
ist.“ (Informationen für die Truppe, IF,
2-3/07)

Nur der Soldatenberuf ist noch etwas
Sicheres:
„Es ist richtig, zu verdeutlichen, dass
der Arbeitgeber Bundeswehr einen si-
cheren Arbeitsplatz, ein gutes Ein-
kommen und soziale Absicherung bie-
tet. Dies bleiben in einer Arbeitswelt, in
der alte Gewissheiten zunehmend ver-
schwunden sind, wichtige Argumen-
te.“ („Y“, 09/07)

Ungediente ältere Fachleute sollen
zum Bund geholt werden:
„Heute versuchen wir, zivil erworbene
Fähigkeiten für die Streitkräfte zu nut-
zen. Seit ein paar Jahren werden ver-
stärkt auch ungediente Zivilisten in die
Reserve übernommen. Wir müssen ei-
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Bundeswehr: Aggressiv nach
außen – repressiv nach innen
Auszüge aus dem Referat von Ulrich Sander (Bundessprecher der VVN-BdA)
beim 14. bundesweiten Friedensratschlag, Kassel

U L R I C H S A N D E R

T H E M A

Die Verweigerung der Anerkennung
staatlich-kosovarischer Autorität im
nördlichen, serbisch besiedelten Teil
der Provinz und ein möglicher Weise
bevorstehendes Referendum in der
bosnischen Republika Srpska ihre Un-
abhängigkeit betreffend könnten un-
mittelbare Konsequenzen der Miss-
achtung der UNO-Resolution 1244
und der Umgehung des UN-Sicher-
heitsrates sein und schwere Krisen zur
Folge haben. Angedrohte diplomati-
sche Schritte Belgrads gegen jene
Staaten, die Kosovo anerkennen, wä-
ren in der Lage, bilateral Beziehungen
und die Arbeitsfähigkeit internationa-
ler Organisationen wie der OSZE oder
der UNO beträchtlich zu erschweren.

Die Verwaltung der
„Internationalen“
Im Kosovo hat die Landnahme

der „internationalen Gemeinschaft“ zu

einer nachgerade kulturellen Blüte ge-
funden. Längst hat man für die groß-
teils in Westeuropa und Nordamerika
überproduzierte technische und so-
ziale Intelligenz, deren zweite und
dritte Reihe nun ihren Dienst in den
Kolonien versieht, verschiedene Spitz-
namen parat: „Domestic internatio-
nals“ werden sie genannt, oder – im
Falle der ungezählten Nichtregie-
rungsorganisationen, die sich vor Ort
tummeln, „MANGO“, das als Ab-
kürzung für Mafia-NGO steht. 4000
Nichtregierungsorganisationen sollen
im Kosovo bereits ihr Glück versucht
haben. Je nach Quelle 3 bis 4 Mrd.
Euro sind in den Jahren seit der
Machtübernahme durch die UNMIK
im Jahre 1999 von außen in die zivile
Verwaltung des Kosovo gepumpt wor-
den. Zur Entwicklung lokaler Struktu-
ren hat das Geld nicht beigetragen.
„Die Internationalen füttern sich selbst

mit ihrer Hilfe“ oder „sie essen ihr eige-
nes Geld“ lauten geflügelte Worte in
Prishtine. 

Gegen die von der Bush-Administra-
tion gegängelte Mehrheit der EU-
Staaten, die den Kosovo-Albanern ei-
ne „Unabhängigkeit“ versprechen
und dabei die geopolitische und wirt-
schaftliche Kontrolle über die Provinz
meinen, stehen Serbien und Russ-
land, deren Argumentation völker-
rechtlich nichts entgegenzusetzen
ist. Die Albaner im Kosovo gehören –
wie die Serben – zu den Verlierern
dieser Art von europäischer Neuord-
nung.

Weitere Infos:
„Mitten in Europa. Politische Reisebe-
richte aus Bosnien-Herzegowina, Be-
larus, der Ukraine, Transnistrien/Mol-
dawien und Albanien“, erschienen im
Wiener Promedia Verlag



nerseits nach Möglichkeiten suchen,
zivile Spezialisten als Reservisten zu
gewinnen. Zum anderen müssen wir
Wege finden, diese flexibler einzuset-
zen und längerfristig an die Bundes-
wehr zu binden.“ (Generalleutnant Jo-
hann-Georg Dora, „Y“, 09/07)

Die besten Spezialisten müssen sich
auf den Dienst in der Bundeswehr ge-
fasst machen:
„Die Streitkräfte müssen sich darauf
verlassen können, das Personal zu be-
kommen, das sie benötigen. Gerade
für die Rekrutierung von Reservisten
mit Spezialkenntnissen sei die Wehr-
pflicht eine notwendige Vorausset-
zung.“ (Minister und Reservist Franz
Josef Jung, „Y“ 05/07)

Kampfeinsatz in
Heiligendamm
Ohne Abstimmung im Bundestag

wurde die angebliche „Parlaments-
armee“ zu einem Kampfeinsatz nach
Mecklenburg-Vorpommern entsandt:
Mit Panzerwagen, Kriegsschiffen und
Tornado-Flugzeugen. Der verfas-
sungswidrige Einsatz im Innern an-
lässlich des G8-Gipfels kostete die
Steuerzahler lt. Pressemeldungen
zehn Millionen Euro. Und er kostet
Freiheitsrechte der Bürger.

Die Bundesregierung erklärte nun,
dieser verfassungswidrige Einsatz ge-
schehe per „Amtshilfeersuchen“
ziviler Behörden. Solche Amtshilfe-
ersuche müssten auf ihre verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit geprüft
werden, wenn „die Amtshilfe von ver-
fassungsrechtlicher Bedeutung ist.“
Das sei „regelmäßig der Fall, wenn Po-
lizeibehörden der Länder die Bundes-
wehr anfordern.“ Die Prüfung muss
nun nicht etwa durch das Verfas-
sungsgericht erfolgen, sondern, so die

Bundesregierung, sie erfolge durch
die Abteilung Recht im Verteidigungs-
ministerium. Polizei und Bundeswehr
genehmigen sich gegenseitig die Ver-
fassungsbrüche. So hat der Polizei-
führungsstab KAVALA „mündlich
kurzfristig am 6. und 7. Juni 2007 den
Antrag auf Zuführung von Wasser und
Verpflegung mit Hubschraubern der
Bundeswehr“ gestellt, teilte die Bun-
desregierung mit. Der Befehlshaber
des Wehrbereichskommandos hat
den Antrag als „zulässig nach Artikel
35 Grundgesetz“ beurteilt und seine
Durchführung angeordnet. Den Mili-
tärbefehlshabern vor Ort wurde offen-
bar signalisiert, sie sollten der Polizei
gegebenenfalls auch auf Zuruf un-
kompliziert und außerhalb aller Dienst-
wege zu Hilfe kommen.

ZMZ per Reservisten-
gesetz
In Bundeswehrblättern wie „In-

formation für die Truppe“ wird seit
Jahren auf den Inlandseinsatz gegen
den Terror – und das heißt gegen
„Chaosgruppen wie z.B. die Gruppe
der Globalisierungsgegner“ (IfdT
3/2002) eingestimmt. Per Reservisten-
gesetz vom Februar 2005 wurden
noch unter Rot-Grün über eine Million
ehemalige Soldaten zusätzlich für die
„Zivil-Militärische Zusammenarbeit
ZMZ Inneres“, d. h. für den Einsatz im
Innern bereitgestellt. Man hatte ein-
fach das Reservistenalter von 45 Jah-
ren auf 60 aufgestockt. Nach welchen
Maßstäben die Bundeswehr ihre Ein-
sätze gegen die Bevölkerung des je-
weils besetzten Landes – also auch
des deutschen Landes – ausrichtet, in
welcher Tradition sie steht, das wird in
dem Buch „Geheime Krieger“ des
rechtsextremen Generals a.D. und
ehemaligen Gebirgsjäger- und KSK-
Kommandeurs Reinhard Günzel aus-
geplaudert: Nach denen der Wehr-
machts-„Antiterroreinheit“ Division
Brandenburg. Diese „Brandenburger“
waren u.a. im Juni 1941 in Lwow/Lem-
berg dabei, als 7000 Juden in wenigen
Stunden von deutschen und ukraini-
schen Wehrmachtsangehörigen er-
mordet wurden.

Und eine solche Bundeswehr steht
nun den zivilen Dienstellen „zur Seite“!
In sämtlichen 426 Landkreisen und
kreisfreien Städten wurden in den Rat-
häusern und Landratsämtern Kom-
mandozentralen der ZMZ Inneres ge-

schaffen. Ganz oben sieht die dazu
gehörige Struktur so aus: Geschaffen
wurde das „Gemeinsame Terrorismus-
abwehrzentrum“ in Berlin-Treptow mit
Bundeskriminalamt, Bundesnachrich-
tendienst, Kriminal- und Verfassungs-
schutzämtern der Länder, Bundes-
polizei, Zollkriminalamt, Militärischer
Abschirmdienst, Generalbundesan-
walt und Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge. 

Die Militarisierung des Landes erreicht
mit dem neuen Reservistenkonzept
und der neuen „Zivilmilitärische Zu-
sammenarbeit Inneres“ und ihre An-
wendung beim G8-Gipfel einen neuen
Stand. Eine neue extrem rechte Orga-
nisation entsteht, – zusätzlich zum
Wirken alter und neuer Rechtsextre-
mer in der Bundeswehr. Und das ist
die Reservistenbewegung.

Indoktrinierung der
Bevölkerung
Die Kriege zur Rohstoffsicherung

und Energieversorgung der westlichen
Industriestaaten – und darum handelt
es sich im Kern bei den heutigen
„weltweiten Einsätzen“ – haben das
öffentliche Leben in diesen Staaten,
auch in unserem, entscheidend verän-
dert. Neue Runden im Wettrüsten ste-
hen bevor. Die Dämonisierung des
Iran, die Stigmatisierung Russlands
und Chinas als undemokratische, auf
Weltherrschaft sinnende Regimes sol-
len die Bevölkerung einschwören auf
mehr Rüstung, mehr Militär und offen-
sive Zielsetzungen der Militärdoktri-
nen. Dies betrifft einmal die Atomrüs-
tung und das Setzen auf die Erringung
der Erstschlagskapazität durch die
USA (neue Raketensysteme in Mittel-
europa, d.h. in Tschechien und Polen).

Auch wenn dies heute noch vor allem
Drohkulissen sein mögen, so rückt die
Welt damit doch näher an ein atoma-
res Inferno heran. Wir stehen vor einer
Welle internationaler Einsätze. Der
Krieg soll unter dem Stichwort „militä-
rischer Humanismus“ zum Alltag
werden. Dementsprechend werden
widersprechende Regeln des Völker-
rechts außer Kraft gesetzt.

Zusammenfassende
Thesen
1. Die Militarisierung des Landes

hat mit dem neuen Reservistenkon-
zept einen neuen Stand erreicht. Viele
Tausend Soldatinnen und Soldaten
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werden darin zusätzlich einbezogen.
Es erfolgt eine Instrumentalisierung
der Bundeswehr zum Kampf im In-
nern und zur reaktionären Beeinflus-
sung der Massen. So wächst eine
gewaltig große Militärorganisation
heran. Dagegen ist die Forderung
nach Abschaffung der Wehrpflicht zu
setzen, und jede neue Form von
Zwangsdiensten („Zivildienst durch
alle“ a la CSU) ist entschieden zurück-
zuweisen.

2. Neben der rechten Haupttendenz
der Truppe, existiert die neofaschis-
tische Wühlarbeit in der Truppe wei-
ter. Nazis wollen Einfluss in der Bun-
deswehr und in der Gesellschaft,
und sie wollen Waffen und Waffen-
kunde.

3. Als Gewerkschafter sagen wir, ein
hohes Ziel muss die Verteidigung der

Demokratie sowie der Freiheit jedes
Einzelnen sein. Nur so haben die Ge-
werkschaften die Möglichkeit, im Inte-
resse der kleinen Leute zu handeln.
Deshalb wehren wir uns gegen neue
Gesetze – und gegen alte –, die den
Geheimdiensten und der Bundeswehr
immer mehr Macht geben, um unsere
Grundrechte zu beseitigen.

4. Wir müssen die sozialen Kämpfe
wieder mit der Friedensforderung ver-
binden und das heißt: Runter mit der
Rüstung!

5. Seit 1999 wird von Kriegstreibern
behauptet, man müsse Krieg führen,
um ein Auschwitz nicht wieder zuzu-
lassen. Es gilt jedoch: Auschwitz wur-
de durch Krieg möglich. Die Verpflich-
tung „Nie wieder Krieg – nie wieder
Faschismus“ mit ihren beiden Seiten
ist wiederherzustellen.

Erforderlich ist die enge Verbindung von
Antimilitarismus/Antifaschismus mit der
Friedensbewegung an. Wir brauchen
eine Friedensbewegung, die auch eine
Demokratiebewegung ist. Dazu müsste
an den Konsens von 1945 wieder ange-
knüpft werden, der besagt: „Die Ver-
nichtung des Nazismus mit seinen Wur-
zeln ist unsere Losung. Der Aufbau
einer neuen Welt des Friedens und der
Freiheit ist unser Ziel.“ (Schwur von Bu-
chenwald) Das bedeutet vor allem: Die
Einhaltung der UNO-Charta und des
Völkerrechts. In Potsdam wurde den
Deutschen jede nazistische und milita-
ristische Betätigung und Propaganda
verboten. Immer wenn geplant wird,
Deutschland entsprechend Artikel 7 der
UNO-Charta militärisch tätig werden zu
lassen, dann sagen wir: Deutschland
hat sich aufgrund seiner Geschichte
ganz aus Kriegen fernzuhalten.

T H E M A

Globale Feinderklärung durch
„präventiven Sicherheitsstaat“
Auszüge aus einem Referat von Eberhard Schultz (Menschenrechtsanwalt,
Berlin) beim 14. bundesweiten Friedensratschlag in Kassel

Im Hinblick auf seine präventive
Orientierung steht der neue Anti-Ter-
rorismus in der Kontinuität der voraus-
gegangener Entwicklungen. Neu am
globalen Anti-Terrorismus der Nach –
9/11 – Ära sind hingegen eine Reihe
von Merkmalen:

1. Einzelne Personen und Gruppen
werden außerhalb der Rechtsordnung
gestellt; ihnen werden nicht nur einzel-
ne Rechte beschnitten, sondern die
gesamte Person soll aus dem Rechts-
system verbannt werden: Guantana-
mo, Abu Ghraib und andere Orte
signalisieren die Wiederkehr der mit-
telalterlichen Vogelfreiheit.

2. Diese Rechtlosigkeit bedeutet im
antiterroristischen Zeitalter Verschlep-
pung, Folter und Gefangenschaft,
u.U. gezielte Tötung mit Bombenan-
griffen aus der Ferne („target killing“).
Die angeblichen Terroristen sollen
nicht nur unschädlich gemacht, son-
dern zu Aussagen gezwungen werden
über andere Terroristen, Strukturen
und so weiter. Um eine gerichtliche

Überprüfung zu verhindern werden sie
in Folterstaaten (Ägypten, Syrien, Ma-
rokko) verbracht oder in geheime Ge-
fängnisse in den verschiedensten
Ländern.

3. Militär, Geheimdienste, Staats-
schutz, polizeiliche Spitzenkräfte rü-
cken auf neuer Stufe zusammen, und
das im internationalen Rahmen, welt-
weit. Nach dem 11.9.2001 entsteht
unter US-amerikanischer Führung ein
Anti-terroristischer Archipel, der sich
auf ein Netzwerk transnationaler Mili-
tär- Polizei-Geheimdienst-Kooperation
stützt.

4. Mit den so genannten »Terrorlis-
ten« der USA, der EU und der UN ha-
ben die führenden Staaten ein Sank-
tionssystem jenseits des Rechtsstaats
geschaffen: Wer gelistet wird, muss
nicht nur um seine Freiheit und körper-
liche Unversehrtheit fürchten, sondern
auch um seine soziale und materielle
Existenz. Öffentlich werden sie als
Terroristen (beziehungsweise deren
Helfer) gebrandmarkt; ihre Bewe-

gungsfreiheit wird eingeschränkt; ge-
gebenenfalls wird ihnen Asyl verwei-
gert, oder sie werden abgeschoben;
das Vermögen wird eingefroren.

Nachfolgend einige Beispiele für die
Feinderklärung, verbunden mit Ein-
schränkungen der Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit. 

Veranstaltungsverbote
gegen Irak-Aufklärung
Der für Oktober 2004 geplante

„Erste Arabische Islamische Kongress
in Europa“, der vom Polizeipräsiden-
ten so genannte „Islamistenkongress“
wurde durch dessen Bescheid  in Ber-
lin mit der Begründung verboten, in ei-
nem Internetaufruf werde unspezifi-
ziert zur Unterstützung aller Gruppen
aufgerufen, die mit Gewalt gegen die
israelischen und amerikanischen Be-
satzer in Palästina und im Irak aktiv
sind. Die Konferenz konnte wegen
dieses Verbots seinerzeit nicht statt-
finden, einer der Organisatoren wurde
wegen seiner Aktivitäten für diese
Konferenz aus Deutschland ausge-
wiesen. Erst im Ermittlungsverfahren
beim Generalbundesanwalt und dem
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
gelang es, die Begründung des Ver-
bots wenigstens nachträglich zu korri-
gieren: Der Ermittlungsrichter beim
Bundesgerichtshof hatte den Antrag
des Generalbundesanwalts zurückge-
wiesen, die Wohnungen und Kraftfahr-



zeuge der Veranstalter zu durchsu-
chen, weil die Internetveröffentlichung
keine hinreichenden Anhaltspunkte für
eine Unterstützungswerbung im Sinne
des Paragraphen 129 Strafgesetz-
buch enthalte. Und durch Urteil des
Verwaltungsgerichts vom 25.10.2006
– also mehr als zwei Jahre nach den
maßgeblichen Vorgängen! – wurde
festgestellt, dass der Verbotsbescheid
des Polizeipräsidenten rechtswidrig
war.

Auftrittsverbot für iraki-
sche Gewerkschafter
Selbst Vertretern von im Irak zu-

gelassenen Gewerkschaften, die bei
uns über die dortigen Verhältnisse be-
richten sollten, wurde die Einreise ver-
weigert, obwohl sie in London und so-
gar in den USA problemlos hatten
sprechen können. Ein dagegen beim

Verwaltungsgericht
anhängig gemachtes
Eilverfahren blieb er-
folglos, weil die Bun-
desrepublik Deutsch-
land bei der Erteilung
eines Visums zur
Einreise ein weites Er-
messen habe. Grün-
de für eine Ermes-
sensreduzierung auf
null seien nicht er-
sichtlich; wenn an-

dere Behörden Bedenken gegen die
Einreise erhoben hatten – sprich un-
heimliche Dienste – führe dies nicht
zu einer Ermessensfehlerhaftigkeit
(Beschluß vom 31.10.06).

Verbote von Symbolen
und Bildern der Hisbollah 
Als im Sommer 2006 kurz nach

Beginn des Libanon-Krieges Bilder
von den flächendeckenden Bombar-
dierungen libanesischer Städte um die
Welt gingen, kam es auch in Berlin zu
Demonstrationen. Der Polizeipräsi-
dent verbot mit einer Auflage das Zei-
gen von Symbolen der Hisbollah und
Bildern ihres Generalsekretärs auf den
Demonstrationen zum Libanonkrieg:
Dass mit dem Zeigen des Porträt des
Hisbollah-Vorsitzenden ausgerechnet
die Entführung von Soldaten oder
Selbstmordanschläge gebilligt wer-
den bzw. dazu aufgefordert werden
soll, ist jedoch völlig abwegig. Nach
der gleichen Logik müsste das Zeigen
von Bildern israelischer Staatsführer
verboten werden, weil damit die zahl-

reichen Kriegs- und andere Verbre-
chen der israelischen Armee gebilligt
bzw. dazu aufgefordert werden würde.
Oder das Zeigen von Bildern des US-
Präsidenten Bush, weil damit Folte-
rungen in Guantanamo, AbuGraib,
CIA-Entführungen oder andere
schwere Verbrechen gebilligt oder
gutgeheißen würden. Besonders ab-
surd ist die Argumentation der Polizei,
das Zeigen der Bilder ist nicht von der
Meinungsäußerung umfasst, weil es
„ein ‘Widerstands- und Sammelsym-
bol’ ist, dem die Erklärenden selbst
vorrangig eine Orientierungsfunktion
beimessen, nicht aber eine versamm-
lungsbezogene Meinungskundgabe.

Mit diesem Trick wird versucht, die
Grundrechte der Meinungs- und De-
monstrationsfreiheit für alle diejenigen
außer Kraft zu setzen, die in der His-
bollah nicht von vornherein eine terro-
ristische islamistische Organisation
sehen wollen. 

„Hassprediger“
Viel Aufsehen haben die soge-

nannten „Hassprediger-Fälle“ in der
Öffentlichkeit erregt. Sie zeigen be-
sonders deutlich die aktuelle auch au-
ßenpolitische Dimension des Feindbil-
des. Ebenfalls in Berlin wurde der
60jährige türkische Staatsangehörige
Tasci, der seit 1971 in Deutschland ge-
lebt und gearbeitet hat und seit 1975
Prediger und Vorstandsmitglied von
„Mili Görüs“war, im Dezember 2004
ausgewiesen, weil er im Juni d. J. bei
einer Kundgebung gegen die Un-
menschlichkeit und Brutalität im Irak
und Palästina das Gedicht eines isla-
mischen Mystikers über religiöse Mär-
tyrer vorgetragen und durch einen Be-
zug auf „Opferlämmer in Jerusalem
und Bagdad“ aktualisiert hatte. 

Verwaltungsgericht und Oberverwal-
tungsgericht Berlin haben die Auswei-
sung abgesegnet, weil das Gedicht
„eine gewaltverherrlichende Äuße-
rung“ sei, die „eine Assoziation zu
Selbstmordattentaten und damit zu
terroristischen Taten herstelle“.

Das Grundrecht der Religionsfreiheit
sei nicht verletzt, bei der erforderli-
chen Güterabwägung gebühre „dem
ebenfalls durch die Verfassung garan-
tierten Schutz des Lebens und der kör-
perlichen Unversehrtheit … Vorrang
vor der Freiheit solcher religiös fun-
dierter Verhaltensweisen …, die – wie

die Verherrlichung von Selbstmordat-
tentaten – zu konkreten Gefahren für
das Leben oder die Gesundheit unbe-
teiligter Dritter führen können“

EU – Rettung oder
Bedrohung?
Sicher hat zum Beispiel der Euro-

päische Gerichtshof für Menschen-
rechte eine beeindruckende Bilanz
von positiven Entscheidungen zur
Wahrung der Menschenrechte aufzu-
weisen; dies betrifft aber in erster Linie
Länder wie die Türkei. England wurde
erst nach langen Verfahren im Zusam-
menhang mit der Bekämpfung der IRA
in einigen Punkten verurteilt, ähnlich
rar sind die Verurteilungen Spaniens
wegen Menschenrechtsverletzungen
im Zusammenhang mit der Bekämp-
fung der ETA, ganz zu schweigen von
denen der deutschen Behörden und
Gerichte bei der Bekämpfung der RAF.
Europol und viele restriktive gesetzli-
che und administrative Regelungen
sind von der EU entwickelt worden,
allzu große Hoffnung auf die EU wäre
aber auch mit Blick auf die EU-Terror-
liste verfehlt: Unter den 48 als terroris-
tisch geltenden Organisation befinden
sich Gruppen, mit einer Handvoll
Mitglieder ebenso wie Guerillabewe-
gungen, die ganze Landesteile kon-
trollieren, Islamisten ebenso wie kom-
munistische Organisationen. Unter
anderem die kommunistische Volks-
front zur Befreiung Palästinas PFLP,
die kolumbianische FARC-Guerilla,
die Arbeiterpartei Kurdistans PKK, die
DHKPC, die baskische ETA sowie die
Kommunistische Partei der Philippi-
nen.

Nach den jüngsten Plänen des EU-
Justizkommissars soll ein ganzer Ka-
talog neuer Maßnahmen von den 27
Mitgliedstaaten umgesetzt werden,
darunter die schärfere Überwachung
von Passagieren bei Flügen aus und in
die EU. Einzeldaten ihrer Kunden sol-
len von Luftfahrtgesellschaften zur
Verfügung gestellt werden: von der
Flugroute bis zur Kreditkartennummer. 

Kein Wunder, dass Datenschützer
hiergegen protestieren und schon da-
von gesprochen wird, diese Anti-Ter-
rorvorschläge seien „ein weiterer
Schritt auf dem Weg in einen europäi-
schen Überwachungsstaat“.

Weitere Infos:
www.menschenrechtsanwalt.de

FriedensJournal · 1/20088

T H E M A

Grafik: www.vorratsdatenspeicherung.de



FriedensJournal · 1/2008 9

T I T E L

Gute Regierungsführung?
Das neue alte Verhältnis zwischen

der EU und Afrika wurde auf dem Gip-
fel in Lissabon überdeutlich. Er be-
gann mit einem erhobenen Zeigefin-
ger: Angela Merkel hielt zur Eröffnung
ein „Referat über gute Regierungsfüh-
rung“ und ging dabei insbesondere
mit Simbabwes Präsident Robert Mu-
gabe hart ins Gericht. Genaueres weiß
jedoch niemand, denn die Gespräche
fanden – ganz wie es sich für gute Re-
gierungsführung gehört – hinter ver-
schlossenen Türen statt.

Jedenfalls sorgte das für schlech-
te Stimmung. Den EU-Vertretern wurde
vorgeworfen, sie würden sich mit der
Situation in Simbabwe und überhaupt
in Afrika offensichtlich nicht ausken-
nen. Tatsächlich scheint es zunächst
schwer nachzuvollziehen, warum aus-
gerechnet Mugabe von der EU zum bö-
sen Buben und größten Menschen-
rechtsverletzer Afrikas erklärt wurde,
während andere, nicht weniger autori-
täre Herrscher, von den europäischen
Staaten mit Polizeiausbildung und rei-
chen Geschenken bedacht werden (so
sie nicht, wie Mugabe, weiße Groß-
grundbesitzer enteignen).

Um die Transformation des Warlords
Kabila zum gewählten Präsidenten der
demokratischen Republik Congos zu
ermöglichen, wurden letztes Jahr ei-
gens EU-Truppen entsandt. „Seit dem
Wahlsieg Kabilas am 29.Oktober
2006 hat es im Kongo mehr bewaffne-
te Konflikte und Tote gegeben als in
den drei Jahren Friedensprozess da-
vor“ schrieb Dominic Johnson bereits
am 28.10.2007 für die taz. Mittlerweile
ist am Congo wieder ein regelrechter
Krieg im Gang doch die EU schweigt
zu den massiven Menschenrechts-
verletzungen des Regimes Kabila, da
sie von der Neuvergabe der dortigen
Bergbaukonzessionen profitieren will
und sich zuvor im wahrsten Sinne des
Wortes für Kabila „verkämpft“ hat.
Noch Ende 2007 sollen im Tschad und
der Zentralafrikanischen Republik bis

zu 4.000 EU-Soldaten stationiert wer-
den, um UN-Polizisten bei der Ausbil-
dung von Sicherheitskräften vor Ort
zu unterstützen – mit Einverständnis
freilich der jeweiligen Regierungen un-
ter François Bozizé und Idriss Déby.
Beide haben eine Militärausbildung
durchlaufen, sich an die Macht ge-
putscht und anschließend wählen las-
sen. Beide sind in ihren Ländern mit
bewaffneten Rebellenbewegungen
konfrontiert, bei deren Bekämpfung
bislang Frankreich unterstützend ein-
gegriffen hat. In freudiger Erwartung
hat Déby im Anschluss an den EU-Be-
schluss zur Truppenentsendung in
weiten Teilen des Landes den Ausnah-
mezustand verhängt.

Der Streit um Mugabe wurde – trotz
allgemein mangelndem Hintergrund-
wissen – auch in den Medien als Hö-
hepunkt bzw. „Eklat“ inszeniert
(ZDFheute.de titelte: „Das schwarze
Schaf Mugabe“) und verhinderte so-
mit eine inhaltliche Auseinanderset-
zung um das angebliche Scheitern
des Gipfels. Dabei waren es durchaus
nachvollziehbare Gründe, warum die
afrikanischen Staatschefs das neue
Handelsabkommen nicht unterzeich-
nen wollten und Nachbesserungen
forderten, da sie nicht bereit sind, ihre
Märkte für subventionierte EU-Land-
wirtschaftsprodukte zu öffnen und
umfassend zu liberalisieren.

Schmankerln für
Diktatoren
Dennoch haben die EU und die

Vertreter der afrikanischen Staaten
sich auf eine gemeinsame Strategie
und einen gemeinsamen Aktionsplan
geeinigt. Als stichwortartig formulierte
Absichtserklärung steht die Umset-
zung allerdings in den Sternen und
keine Seite verpflichtet sich zu etwas.

Auf jeden Fall enthält der Aktionsplan
vor allem im Schwerpunkt „Sicherheit
und Frieden“, beide explizit als Vorbe-
dingung für Entwicklung formuliert,
Angebote, welche afrikanische Dikta-

toren kaum ausschlagen können. Ne-
ben einer engeren Kooperation mit
den sicherheitspolitischen Akteuren in
den afrikanischen Staaten hat die EU
eine ganze „Afrikanische Friedens-
und Sicherheitsarchitektur“ ausgear-
beitet, die nun umgesetzt und funk-
tionsfähig werden soll. Bereits seit
2003 versucht die EU die Afrikanische
Union (AU) zu militarisieren und ihr
politisches Gewicht in Verhandlungen
zu reduzieren. Die militärische Aus-
richtung macht die AU von der EU
abhängig, da die gemeinsamen Mili-
täreinsätze nur mit Zustimmung, Fi-
nanzierung und logistischer Unterstüt-
zung Europas stattfinden können.
Dazu sollen das einzurichtende „konti-
nentale Frühwarnsystem“, ein „Rat
der Weisen“ und ständig bereitstehen-
de multinationale Einsatzkräfte auf-
gestellt werden. All dies natürlich
finanziert aus dem Europäischen Ent-
wicklungsfond und begleitet vom Poli-
tischen und Sicherheitspolitischen
Komitee (PSC) der EU in enger Ab-
stimmung mit den UN. Darüber hinaus
werden die Mitgliedsstaaten der EU
und die G8 angehalten, bilateral die
Ausbildung von Soldaten und Poli-
zisten zu finanzieren und durchzufüh-
ren.

Ein solches Projekt ist beispielsweise
das „Center of Excellence for Stability
Police Units“ (COESPU) im italieni-
schen Vicenza. Dort werden, finanziert
von den G8, Polizeieinheiten von Dritt-
Welt-Staaten für „Stabilisierungsmis-
sionen“, also Aufstandsbekämpfung
im Ausland, ausgebildet. Zwar sollen
diese ihr erlerntes Wissen im Heimat-
land weiterverbreiten, eine (men-
schen-)rechtliche Unterweisung wird
am COESPU jedoch nicht angeboten.
Ein ähnliches Projekt, RECAMP, wurde
von Frankreich ins Leben gerufen,
mittlerweile aber europäisiert (Euro-
RECAMP) und im Aktionsplan als vor-
bildliches Instrument angepriesen.

RECAMP (renforcement des capaci-
tés africaines de maintien de la paix)
fand bislang in fünf Runden in je unter-
schiedlichen afrikanischen Ländern
(Senegal, Gabun, Tansania, Ghana,
Kamerun) statt. Unter französischer
Leitung trafen sich jeweils Politiker
und Militärs der EU und Kanadas mit
Militär- und Polizei-Offizieren Afrikas,
um gemeinsame Workshops und
Übungen durchzuführen und ein mehr

Die Sicherheitsarchitektur der
Rohstoffausbeutung
Zum EU-Afrika Gipfel am 8./9.12.2007 in Lissabon

Von Christoph Marischka, Mitarbeiter der Informationsstelle Militarisierung
(Tübingen)



oder weniger fiktives Szenario durch-
zuspielen. Dabei soll den afrikani-
schen Vertretern insbesondere der
Umgang mit internationalen Organisa-
tionen vertraut gemacht werden.

Ölkrieg
Die Szenarien die dabei durchge-

spielt werden, lohnen sich einer Lektü-
re. So fand 2004 in Ghana RECAMP IV
statt. Das Szenario beinhaltete drei
Länder (Gelb, Blau und Orange) deren
Hauptstädte nach Städten in Benin

benannt waren und eine Region
(Grün), die zwei der Länder umfasst
und in der Öl gefunden wurde. Um das
Öl abtransportieren zu können, wird
eine Pipeline durch Orange gebaut,
das selbst über keine Ölvorkommen
verfügt, und die Bevölkerung aus dem
Ölgebiet vertrieben. Diese beginnt da-
raufhin einen bewaffneten Aufstand,
der von Orange unterstützt wird und
weitere Rebellenbewegungen in Gelb
und Blau aktiviert. Es kommt zum
Bürgerkrieg, die Förderanlagen liegen
brach, Kindersoldaten werden rekru-
tiert. Mit Unterstützung der inter-
nationalen Gemeinschaft wird ein
Friedensabkommen geschlossen, ei-
ne multinationale Truppe der Westafri-
kanische Wirtschaftsgemeinschaft
(ECOWAS) im Ölgebiet aufgestellt und
von der UN mandatiert. Ein bislang
nicht existentes Sicherheits- und Ver-
teidigungskomitee der ECOWAS
übernimmt gemeinsam mit der inter-
nationalen Gemeinschaft die weiter
Planung für die Region, der Schutz der
Zivilbevölkerung und die Kontrolle der
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Ölvorkommen werden Aufgaben des
Militärs. Die Krise wird durch einen
weiteren Beschluss des Sicherheits-
rats beendet, welcher eine „multi-
dimensionale“ Operation mandatiert:
Sie umfasst neben dem Schutz der Zi-
vilbevölkerung und der Überwachung
des Waffenstillstandes auch „die Un-
terstützung beim Aufbau der für die
Ausbeutung der Ölressourcen und
stabile politische Verhältnisse notwen-
digen wirtschaftlichen Strukturen.

Die Ausbeutung Afrikas soll weiterge-
hen und die Handelsbedingungen sol-
len noch klarer zu Gunsten der EU ge-
staltet werden. Die einzige Lösung für
die hierdurch zwangsläufigen Konflik-
te wird nicht nur in Europa, sondern
auch durch die afrikanischen Regie-
rungschefs in einer umfassenden Mili-
tarisierung Afrikas gesehen

Die afrikanischen Regierungen verlie-
ren hierdurch allerdings politische
Handlungsspielräume und werden zu
bloßen Verwaltern der Sicherheits-
architektur der Ausbeutung.

T I T E L

K A R L - G E O R G Z I N N

I N T E R V I E W

Lateinamerika: 
Gegen IWF und Weltbank
Interview mit Karl-Georg Zinn, Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik
„Memorandum-Gruppe“ (Wiesbaden)

FJ: Sowohl der Internationale Wäh-
rungsfond (IWF) als auch die Weltbank
werden für die heutigen sozialen und
strukturellen Probleme in Lateinameri-
ka verantwortlich gemacht – vor al-
lem von den Gründern der „Banco del
Sur“. Welche Mechanismen waren da-
bei maßgebend und inwieweit haben
diese auch in anderen Regionen die-
ser Welt ähnliche Wirkungen erzielt?

Die hoch entwickelten kapitalistischen
Länder erfuhren seit den 1970er Jah-
ren eine dauerhafte Reduktion ihrer
Wachstumsraten. Die Investitionstä-
tigkeit fiel relativ stark zurück, relativ

im Verhältnis zu den vorhergehenden
Jahrzehnten. Damit ergab sich für Ka-
pitalanleger das Problem, wohin mit
dem Geld. Die Sachkapitalbildung
ging zurück, weil die erwarteten Ren-
diten nicht mehr attraktiv genug er-
schienen. Es begann eine bis heute
anhaltende Umlenkung von Kapital
auf hoch riskante, spekulative Anla-
gen. Es flossen Gelder in die so ge-
nannten Schwellenländer. Diese wur-
den im Verlauf der neoliberalistischen
Offensive von den „westkapitalisti-
schen“ Regierungen sowie durch IWF
und Weltbank quasi zum Abbau von
Kapitalverkehrskontrollen gezwun-
gen, um dem überschüssigen Kapital
der USA, Westeuropas und aus ande-
ren Weltregionen das Eingang in die
Schwellenländer zu erweitern. Daraus
entstanden dann die wiederkehren-
den Verschuldungskrisen – erstmals

die Mexiko-Krise 1982. Das einge-
strömte Finanzkapital konnte selbst-
verständlich nicht produktiv angelegt
werden, sondern trug wesentlich zur
Inflationierung in den Schwellenlän-
dern bei. Der Schuldendienst konnte
in sinkendem Maße aus den laufenden
Exporteinnahmen bedient werden.
Damit sahen die westkapitalistischen
Gläubiger ihre Felle davon schwim-
men. Der IWF und die Weltbank
begegneten dieser Entwicklung mit ei-
ner Art „Deflationszwang“, d. h. die
verschuldeten Länder wurden zu mas-
siven Einschränkungen ihrer Staats-
ausgaben und Druck auf die Massen-
einkommen gezwungen. Damit sollte
die Nachfrage auf den Binnenmärkten
der Schwellenländer eingeschränkt
werden, um die sowohl die Exporte zu
steigern, als auch die Importe zu sen-
ken. Die daraus resultierende Verbes-

Grafik: www.baustellen-der-globalisierung.blogspot.com
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serung der Zahlungsbilanzsituation
sollte dann der Bedienung der Aus-
landsschulden zugute kommen. Die
IWF-Politik diente also einzig und al-
lein den Interessen der westkapitalisti-
schen Gläubiger. 

FJ: Und welche Rolle spielt dabei die
Politik?

Natürlich würde die Rolle des IWF und
der Weltbank zu verkürzt dargestellt,
wenn nicht deren generelles „politi-
sches Mandat“ gesehen würde. Diese
Institutionen hatten/haben die Aufga-
be, die Interessen der westkapitalisti-
schen Machthaber, insbesondere der
USA, global durchzusetzen. Die Grün-
dung der südamerikanischen „Banco
del Sur“ könnte einen ersten Schritt
für die Befreiung des „Südens“ von
den finanzkapitalistischen Fesseln der
hoch entwickelten kapitalistischen
Länder bedeuten. Es scheint mir je-
doch noch zu früh, die Wahrschein-
lichkeit einzuschätzen, dass dies auch
geschieht. Denn über die Aufgaben,
Ziele und Handlungspraxis sind die an
der „Banco del Sur“ noch keineswegs
einig. Beispielsweise haben Venezue-
la und Brasilien deutlich verschiedene
Konzeptionen im Sinn.

FJ: Es gab in der jüngsten Vergangen-
heit viele Negativschlagzeilen zu IWF
und Weltbank. Führt die Gründung der

Banco del Sur zu weiteren Rückwir-
kungen?

Trotz der eben gemachten Einschrän-
kungen signalisiert die Gründung der
Bank, dass – nicht zuletzt infolge der
Preisexplosion am Rohölmarkt und
den steigenden Preisen anderer Roh-
stoffe – die Welt außerhalb der west-
kapitalistischen Sphäre nicht nur
selbstbewusster geworden ist, son-
dern allmählich auch über das öko-
nomische Potential verfügt, sich eine
eigenständige Entwicklung durchzu-
setzen. Hierbei ist die nicht zu über-
schätzende Rolle Chinas in Rechnung
zu stellen. Denn Chinas Nachfrage an
den Weltmärkten hat ganz wesentlich
zu jenen Preissteigerungen bei Pri-
märgütern beigetragen, und die Ent-
wicklung wird sich fortsetzen. Am
Ende unseres Jahrhunderts wird die
Vormachtstellung der USA und ihrer
heutigen „Verbündeten“ endgültig be-
endet sein. Die Frage stellt sich, ob es
bis dahin noch eine Weltkatastrophe,
eine Dritten Weltkrieg gibt. Denn
kampflos wird der Westkapitalismus
seinen „Untergang“ nicht hinnehmen.

FJ: Sie sagten gerade, dass ein Erfolg
der „Banco del Sur“ keineswegs sicher
ist, vor allem wegen der unterschiedli-
chen Konzeptionen Venezuelas und
Brasiliens. Welche Faktoren werden
den Erfolg letztlich ausmachen?

Ich denke, dass die Auseinanderset-
zungen zwischen den Mitgliedslän-
dern der „Banco del Sur“ über ihre
künftige Strategie wesentlich davon
abhängigen wird, auf welche Seite
sich China – und mit geringerem Ge-
wicht andere Schwellenländer (z.B.
Indien) und Russland stellen werden.

FJ: Der Neoliberalismus hatte 1973
mit dem Militärputsch in Chile seine
Initialzündung. Hat die schrittweise
Abwendung Südamerikas vom Neo-
liberalismus außer der symbolischen
Bedeutung noch mehr Konsequenzen –
speziell für die US-Hegemonialpolitik?

Eine grundsätzliche Abkehr vom Neoli-
beralismus zeigt sich momentan doch
nur in sehr wenigen Ländern. Ob sie
außenpolitisch isoliert werden und die
innenpolitischen, „konterrevolutionä-
ren“ Bestrebungen überstehen könn-
ten, ist gegenwärtig nicht einzuschät-
zen. Die USA und ihre „Partner“ sind
jedoch bemüht, den „Sozialismus“, wo
immer er als junges Pflänzchen auf
dem Boden von Armut und Elend
zu wachsen beginnt, mit Subversion,
Geheimdiensten, Unterstützung von
„Contras“ und unter Umständen auch
durch militärische „Polizeiaktionen“ zu
ersticken. Wie gesagt, der Westkapita-
lismus wird nicht kampflos beigeben.

Das Interview führte Karl-Heinz-Peil

I N T E R V I E W

BUENOS AIRES, 10. Dezember 2007 – Am gestrigen
Sonntag (9. Dez.) haben die Staatschefs von sieben süd-
amerikanischen Staaten in Buenos Aires die Gründungs-
urkunde für die Banco del Sur („Bank des Südens“) unter-
zeichnet.

Initiatoren Chávez, Kirchner. Hauptsitz der neuen Bank
wird die venezolanischen Hauptstadt Caracas sein, das
Startkapital soll rund sieben Milliarden US-Dollar betra-
gen.

An dem Projekt beteiligen sich Argentinien, Bolivien, Bra-
silien, Ecuador, Paraguay, Uruguay und Venezuela. Die
„Bank des Südens“ wurde von Néstor Kirchner (Argenti-
nien) und Hugo Chávez (Venezuela) initiiert und soll eine
Alternative zu Weltbank und IWF sein, die nach Ansicht
der meisten Politiker Südamerikas bei wichtigen Entschei-
dungen und Projekten „versagt“ haben, wie etwa der

ecuadorianische Präsident Raffael Correa gegenüber der
Presse sagte. Die Grundidee von Hugo Chávez und Nés-
tor Kirchner ist, dass die Banco del Sur ihr Gründungs-
kapital aus den Reserven an internationalen Devisen der
jeweiligen Zentralbanken bezieht. 

Die Banco del Sur soll in erster Linie große Infrastruktur-
projekte in Südamerika finanzieren, aber nach Vorstellung
der gemeinsamen multinationalen Arbeitsgruppe, die seit
März arbeitet, auch Bonds und Aktien ausgeben.

Erstes Großprojekt könnte die Finanzierung des „Gaso-
ducto del Sur“ – einer über 8.000 Kilometer langen Gas-
Pipeline vom Norden des Subkontinents in den Süden –
sein. 

Quelle: Argentinien aktuell Nachrichtendienst;
www.argentinienaktuell.com

Südamerika: Banco del Sur gegründet

I M B L I C K F E L D
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Die Abschlussverlautbarung ver-
kündete, dass die USA die Verhandlun-
gen beaufsichtigen, dass sie als
Schiedsrichter die Implementierung
der Vereinbarungen beäugen und all-
gemein als Richter während des Ge-
samtprozesses fungieren werden. Alles
hängt also von den Staaten ab. Wenn
sie es wollen – wird viel geschehen.
Wenn sie es nicht wollen, wird sich gar
nichts tun.

Das lässt nichts Gutes ahnen. Es gibt
keine Anzeichen, dass George Bush
sich hier wirklich engagiert, um etwas
zu erreichen – abgesehen von netten
Fotos. Es gibt Leute, die glauben,
dass die ganze Show nur dafür veran-
staltet wurde, damit sich die armselige
Condoleezza Rice ein wenig besser
fühlt, deren Bemühungen als Außen-
ministerin allesamt gescheitert sind.

Selbst wenn Bush gewollt hätte, hätte
er denn etwas tun können? Ist er denn
überhaupt in der Lage dazu, Druck auf
Israel auszuüben – angesichts der
starken Opposition von Seiten der
Pro-Israel-Lobby und vor allem von
Seiten der christlich-zionistischen Öf-
fentlichkeit, zu der er selbst gehört?

Ein Freund erzählte mir, dass er wäh-
rend der Konferenz das vom Fernse-
hen übertragene Prozedere bei ausge-
schaltetem Ton verfolgte, um die
Körpersprache der Hauptakteure ge-
nau beobachten zu können. Auf diese
Weise entdeckte er interessante De-
tails: Bush und Olmert berührten sich
viele Male – aber zwischen Bush und
Mahmoud Abbas gab es fast keinen
körperlichen Kontakt. Außerdem war
während all der gemeinsamen Treffen
die Distanz zwischen Bush und Olmert
kleiner als zwischen Bush und Abbas.
Manchmal liefen Bush und Olmert vo-
raus und Abbas hinterher.

SHERLOCK HOLMES sagte bei einem
seiner Fälle, dass die Lösung mit „dem
eigenartigen Vorfall mit den Hunden in
der Nacht“ zu tun haben müsse. Als er
darauf hingewiesen wurde, dass die
Hunde gar nichts getan hätten, ant-
wortete er: „Genau dies ist der seltsa-
me Vorfall.“

Jeder, der verstehen will, was in Anna-
polis geschehen (oder nicht gesche-
hen) ist, wird die Lösung in der Tatsa-
che finden, dass die Hunde nicht
bellten. Die Siedler und ihre Freunde
verhielten sich ruhig, gerieten nicht in
Panik, regten sich nicht auf, verteilten
keine Poster mit Olmert in SS-Uniform
– so wie sie es nach Oslo mit Rabins
Abbild getan hatten – alles in allem be-
gnügten sie sich mit dem obligatori-
schen Gebet vor der Klagemauer und
einer ziemlich kleinen Demonstration
in der Nähe der Wohnung des Minis-
terpräsidenten.

Das heißt, sie waren nicht beunruhigt.
Sie wussten, dass nichts passieren
wird, dass es kein Abkommen geben
wird über die Auflösung auch nur ei-
nes armseligen Außenpostens. Und
auf die Vorhersage der Siedlerführer
kann man sich verlassen. Wenn es nur
die geringste Chance gegeben hätte,
dass man mit dieser Konferenz Frie-
den erreicht hätte, dann hätten sie ih-
re Anhänger in Massen mobilisiert.

DIE HAMASBEWEGUNG andererseits
hat Massendemonstrationen in Gaza
und in der Westbank organisiert. Die
Hamasführer waren tatsächlich sehr
beunruhigt.

Nicht weil sie fürchteten, dass bei die-
sem Treffen Frieden erreicht werden
könnte. Sie sorgten sich wegen einer
ganz anderen Gefahr: dass es das ein-
zige wirkliche Ziel der Konferenz sei,
eine israelische Invasion in den Gaza-
streifen vorzubereiten.

Ami Ayalon, ein früherer Admiral, der
einmal behauptete, ein Mann des Frie-
dens zu sein und jetzt ein Labor-Mit-
glied im Regierungskabinett ist, er-
schien während der Konferenz im
israelischen Fernsehen und sagte dort

ganz offen: Er sei für die Konferenz;
denn sie legitimiere diese Operation.

Der Gedankengang ist folgender: um
seine Verpflichtung gemäß der Road
Map zu erfüllen, muss „Abbas die ter-
roristische Infrastruktur“ in der West-
bank und im Gazastreifen zerstören.
„Terrorismus“ bedeutet Hamas. Da
Abbas nicht in der Lage ist, den Gaza-
streifen selbst zu erobern, wird es die
israelische Armee für ihn tun.

Hamas ist auf jeden Fall sehr beunru-
higt – und das nicht ohne Grund.

Welchen Sinn hat es, wenn vierzig Ver-
treter aus aller Welt da sind, wenn aber
mehr als die Hälfte des palästinensi-
schen Volkes nicht vertreten ist? Dies
um so mehr, als der Boykott der Ha-
mas diese Organisation nur weiter in
die Ecke gedrängt hat, und sie damit
veranlasst hat, in ihrer Ablehnung die-
ses Treffens nur noch radikaler zu wer-
den und die palästinensische Öffent-
lichkeit dagegen aufzuhetzen.

Die Hamas ist nicht nur bewaffnete
Organisation, die momentan den Ga-
zastreifen beherrscht. Sie ist vor allem
eine politische Bewegung, die die
Mehrheit der Stimmen des palästinen-
sischen Volkes bei demokratischen
Wahlen gewonnen hat – nicht nur im
Gazastreifen, sondern auch auf der
Westbank.

Das wird sich nicht ändern, wenn Isra-
el morgen den Streifen erobert. Im Ge-
genteil: es wird Abbas als Kollabora-
teur in einem Krieg gegen das eigene
Volk brandmarken und tatsächlich die
Verwurzelung der Hamas in der paläs-
tinensischen Öffentlichkeit stärken.

Olmert sagte, zuerst müssten alle „ter-
roristischen Strukturen“ eliminiert wer-
den und erst danach könnte es Fort-
schritte in Richtung Frieden geben.

Das zeigt, dass er keine Idee davon
hat, was eine „terroristische Infra-
struktur“ ist. Um so bedauerlicher ist
dies für eine Person, deren Vater (ge-
nau wie der Vater von Zipi Livni) ein
hochrangiges Mitglied bei den Irgun-
„Terroristen“ war. Es zeigt auch, dass

U R I A V N E R Y

G A S T K O M M E N T A R

Annapolis: 
Ein kleiner Schritt?
Von Uri Avnery – Journalist, Schriftsteller und Friedensaktivist (Tel Aviv)
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es nicht der Frieden ist, der auf seiner
Liste oben auf steht – weil dieses
Statement eine tödliche Landmine auf
dem Weg zu einem Abkommen dar-
stellt. Er spannt gewissermaßen den
Wagen vor das Pferd.

Die logische Konsequenz müsste ge-
nau umgekehrt sein: Zunächst müss-
ten wir ein Friedensabkommen er-
reichen, das für die Mehrheit des
palästinensischen Volkes annehmbar
ist. Das bedeutet (a) den Grund für ei-
nen palästinensischen Staat zu legen,
dessen Grenze die Grüne Linie ist (mit
begrenztem Landtausch) und dessen
Hauptstadt Ost-Jerusalem ist, (b) das
palästinensische Volk dazu aufrufen,
dieses Abkommen mit einem Referen-
dum zu ratifizieren und c) die Hamas
aufzurufen, ihre Waffen niederzulegen
und sich in den Streitkräften des neu-
en Staates einzugliedern, wie es in Is-
rael geschehen ist, und sich dem poli-
tischen anzuschließen.

Wenn es eine Absicherung dafür gäbe,
dass der Verlauf der Dinge diesen Ide-
en folgen würde, gäbe es auch eine
vernünftige Chance, Hamas schon
jetzt zu überzeugen, den Prozess nicht
zu zerstören und Abbas zu erlauben
diesen voranzutreiben – so wie die Ha-

mas schon in der Vergangenheit ver-
sprochen hat.

Warum? Weil die Hamas wie jede an-
dere politische Bewegung von öffent-
licher Unterstützung abhängig ist.
Zum jetzigen Zeitpunkt – wo die Be-
satzung sich täglich verschlimmert
und scheinbar alle Wege zu einem
echten Frieden blockiert sind – müs-
sen die palästinensischen Massen da-
von überzeugt sein, dass der Weg der
Hamas, der Weg des bewaffneten Wi-
derstandes, der einzige ist, der ihnen
auch nur einen Hauch Hoffnung bietet.

Wenn die Massen hingegen davon
überzeugt werden könnten, dass der
politische Weg von Abbas Früchte tra-
gen und zu einem Ende der Besatzung
führen könnte, dann wäre auch die
Hamas dazu gezwungen, ihren Kurs
zu ändern.

Unglücklicherweise, hat die Annapolis
Konferenz in keiner Weise dazu beige-
tragen, solche Hoffnungen zu bestär-
ken. Die palästinensische Öffentlich-
keit behandelte das Treffen genau wie
die israelische, mit einer Mischung aus
Misstrauen und Verachtung. 

Hat dieses Spektakel also gar keinen
positiven Aspekt gehabt? Wird es be-

reits morgen vergessen sein, wie be-
reits Dutzende solcher Treffen in der
Vergangenheit vergessen wurden, so
dass schließlich nur noch Menschen
mit außergewöhnlicher Gedächtnis-
kraft sie auch nur als da gewesen erin-
nern werden?

Ich bin nicht sicher, dass dem so ist.

Natürlich handelte es sich nur um ei-
nen einzigen großen Wortschwall.
Aber im Leben der Nationen haben
Worte durchaus ihren Wert.

Ja, die Annapolis Konferenz war nur
ein kleiner Schritt, der unter Zwang zu-
stande kam. Aber es war dennoch ein
winziger Schritt in die richtige Rich-
tung.

Das Bewusstsein einer größeren Men-
schenmasse ändert sich nur im Laufe
eines langen und sehr langsamen Pro-
zesses, mit der Geschwindigkeit tek-
tonischer Platten. Aber, wie schon Ga-
lileo Galilei vor sich hinmurmelte: „Und
sie bewegt sich doch!“.

(Aus dem Englischen von Ellen Rohlfs
und Christoph Glanz, vom Verfasser
autorisiert)

Weitere Infos unter:
www.uri-avnery.de

G A S T K O M M E N T A R

Abschlussplenum: Kontroverse oder gemeinsame
Perspektive der Friedensbewegung?
Von Lühr Henken, Hamburger Friedensforum

F R I E D E N S B E W E G U N G

Mit dem Thema „Das 21. Jahr-
hundert neu beginnen, Kriege stop-
pen, Besatzungen beenden, zum Völ-
kerrecht zurückkehren“ – war den
TeilnehmerInnen des Abschlusspodi-
ums des 14. Friedenspolitischen Rat-
schlags in Kassel ein sehr weit ge-
stecktes Feld vorgegeben. Unter der
Leitung von Dr. Marianne Hornung-
Grove (Richterin aus Kassel) gaben Dr.
Werner Ruf (emeritierter Professor für
internationale Politik an der Uni Kas-
sel), Dr. Wolfgang Sprengmann (Pri-
vatdozent für Sozialpolitik an der Uni
Frankfurt/M und seit Jahresbeginn
MdB von Bündnis 90/Die Grünen) so-
wie Christine Buchholz (im geschäfts-
führenden Parteivorstand der LINKEN

zuständig für den Bereich Frieden und
Abrüstung) ihre Statements ab.

Werner Ruf verglich den Anspruch
auf ein friedliches Zusammenleben
der Menschheit, wie er in der UN-
Charta zu Grunde gelegt ist, mit der
Lage heute. Er zitierte den Anfang der
Präambel der UN-Charta: „Wir die Völ-
ker der Vereinten Nationen – fest ent-
schlossen, künftige Geschlechter von
der Geißel des Krieges zu bewahren,
…“, um zu fragen: Wie sieht die Welt
sechs Jahrzehnte später aus? Eine
Antwort fand er in der Europäischen
Sicherheitsstrategie (ESS): „Seit
1990 sind fast vier Millionen Men-
schen – zu 90 % Zivilisten – in Kriegen

ums Leben gekommen. Weltweit ha-
ben über 18 Millionen Menschen we-
gen eines Konflikts ihr Heim verlassen.
[…] Fast drei Milliarden Menschen und
damit die Hälfte der Weltbevölkerung
müssen mit weniger als zwei Euro pro
Tag auskommen.“ Die Schlussfolge-
rung der ESS: „Wir müssen eine Stra-
tegie-Kultur entwickeln, die ein früh-
zeitiges, rasches und wenn nötig
robustes Eingreifen fördert“, verurteil-
te er. Hier werde ein Recht auf Militä-
rintervention gefordert, was im Ge-
gensatz zur UN-Charta stehe. Eine
UN-Reform sei allerdings notwendig.
Dabei solle es bei Stärkung des Ge-
waltverbots durchaus um Einmi-
schung gehen. Dafür böte der UN-
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Wirtschafts- und Sozialrat ECOSOC
eine gute Möglichkeit, um die nicht-
neoliberalen Ansätze in der Weltwirt-
schafts- und Sozialpolitik zu fördern.

Die Militarisierung der EU, um mit
Militär Konflikte zu lösen, sei eine Ka-
tastrophe. Die EU solle sich auf ihr
Potenzial an Softpower besinnen: Kul-
tur-, Wirtschafts- und Sozialpolitik bö-
ten große Möglichkeiten. Eine solche
EU-Politik hätte auch einen positiven
Einfluss auf die US-Politik. Der EU-Re-
formvertrag preise die Demokratie, sei
jedoch von oben aufgestülpt. Bürger
würden von der Willensbildung ausge-
grenzt. Er nannte den EU-Reformver-
trag ein „Vertragswerk des bürokra-
tischen Absolutismus“. 

Die Aussichten einer israelisch-
palästinensischen Friedenslösung
beurteilte Ruf sehr skeptisch. Für US-
Präsident Bush sei es ausgeschlos-
sen, dass er noch für irgend etwas ei-
ne Mehrheit bekäme, die Regierung
Olmert sei aus Kreisen politisch äu-
ßerst rechts Stehender zusammenge-
setzt, der palästinensische Präsident
Abbas sei Vertreter einer korrupten
Regierung, dem zudem die Legitimität
fehle. Annapolis habe zentrale Fragen
wie die Territorialität, das Rückkehr-
recht der Flüchtlinge und die Haupt-
stadtfrage ausgespart. Und zu allem
Unglück habe man auch noch die USA
zum Schiedsrichter auserkoren. Ruf
fragte, weshalb die EU hier nicht in der
Lage sei, konstruktiv zu wirken.

Wolfgang Sprengmann stellte die
Frage, was Sozialpolitik mit Friedens-
politik zu tun habe. „Spart endlich an
der Rüstung!“ sei angesichts eines
30-Milliarden-Verteidigungshaushalts
sicher eine richtige Forderung. Es
müsse mehr Geld in die soziale Siche-
rung fließen. In unserer Gesellschaft
nehme als Folge der Deregulierung
und Flexibilisierung der Arbeitsver-
hältnisse die soziale Unsicherheit zu.

Anstatt diese Ursachen der sozialen
Unsicherheit anzugehen, werde die
Bedrohung umgelenkt auf angebliche
Gefährdungen durch Terroristen,
Fluchtbewegungen aus Afrika und kri-
minelle Machenschaften. Die politi-
schen Folgen daraus seien Vorratsda-
tenspeicherung, Abschottung und
eine militarisierte Außenpolitik. Der
Satz Peter Strucks, Deutschlands Si-
cherheit werde auch am Hindukusch

verteidigt, sei für ihn einer der dümms-
ten Sätze. Notwendig sei eine Politik
der Umverteilung von oben nach un-
ten. Zur Förderung des friedlichen Zu-
sammenlebens bei uns trete er für ei-
ne repressionsfreie Grundsicherung,
für einen Mindestlohn und eine Alters-
sicherung ein.

Zum Afghanistaneinsatz der Bun-
deswehr stimme er mit der Friedens-
bewegung darin überein, dass mehr
für Ziviles und weniger für das Militär
aufgewendet werden solle und er sei
gegen den Tornadoeinsatz. Auch sei-
en ISAF und OEF mehr miteinander
verwoben als hierzulande bisher
wahrgenommen werde. Zögerlich sei
er wegen der Forderung nach einem
sofortigen Abzug der Bundeswehr,
denn durch den Schutz des Aufbaus
durch ISAF sei durchaus Positives be-
wirkt worden. Es müsse gelingen ei-
nen Übergang hinzubekommen, ohne
dass das Land in einen Bürgerkrieg
verfalle und die Taliban wieder an die
Macht gelangten.

Zur Ratifizierung des EU-Reform-
vertrag müsse es eine Hürde von
Zwei-Drittel der Abgeordneten im
Bundestag geben, forderte er. Zwar
sei es ein schwieriger Abwägungspro-
zess, doch gehe er davon aus, dass
die Grünen für den Vertrag stimmen
werden, nicht zuletzt deshalb, weil die
darin festgeschriebene Sozialpolitik
fortschrittlicher sei als die deutsche. 

Christine Buchholz kam zu anderen
Schlussfolgerungen als Sprengmann.
Sie bemerkte zunächst, dass das
21. Jahrhundert mit einem imperialisti-
schen Krieg begonnen habe, der
„Krieg gegen den Terror“ genannt
werde. Den USA gehe es dabei in
Wahrheit um die Neuordnung des Na-
hen und Mittleren Ostens zur Durch-
setzung ihrer weltweiten Hegemonie-
ansprüche.

Die EU werde durch den „Reformver-
trag“ mehr und mehr zu einem globa-
len Spieler. Dies seien Stärken der im-
perialistischen Staaten. Jedoch sehe
sie durchaus Schwächen. Vor allem
sei ihr Krieg bei der Bevölkerung nicht
beliebt. Widerstand mehre sich in La-
teinamerika, im Irak, in Afghanistan, in
Afrika und in Europa. Die USA hätten
Schwierigkeiten, Soldaten zu rekrutie-
ren, Diplomaten müssten schon in den
Irak zwangsverpflichtet werden. Hoff-

nungen habe in Afrika das Weltsozial-
forum in Nairobi gegeben, auch die
ablehnenden Referenden zur EU-Ver-
fassung in Frankreich und den Nieder-
landen seien nicht zu unterschätzen.

Um die Schwächen auszunutzen und
das Kräfteverhältnis zuungunsten der
imperialistischen Staaten zu verschie-
ben, schlägt Christine Buchholz der
Friedensbewegung zwei strategische
Schwerpunkte vor: Afghanistan zum
zentralen Projekt zu machen und das
Nein gegen den EU-Reformvertrag zu
verstärken.

Afghanistan sei ein zentrales Pro-
jekt der Herrschenden in Deutschland.
Sie führt grundsätzliche Überlegungen
des ehemaligen Staatssekretärs im
Verteidigungsministerium Lothar Rühl
an, der vor allem befürchte, dass die
NATO in Afghanistan auf dem Spiel ste-
he und die deutsche Rolle auf der inter-
nationalen Bühne festigen wolle. Es ge-
be ein großes Missverhältnis zwischen
den Ausgaben für Militär und zivile und
soziale Projekte in Afghanistan.

Die Friedensbewegung müsse heraus-
stellen, dass der Abzug der Bundes-
wehr aus Afghanistan die Vorausset-
zung für den Frieden sei. Die
Menschen in Afghanistan würden
durchaus das Tun der Friedensbewe-
gung wahrnehmen. Sie bewertete die
erste bundesweite Afghanistan-De-
monstration am 15.9. als einen wichti-
gen Schritt im Rahmen einer Kampa-
gne, die im Jahr 2008 unter anderem
auch einen Afghanistankongress bein-
halte, um die Argumente der Friedens-
bewegung in die Bevölkerung zu tra-
gen. Sie bezeichnete den Abzug der
Bundeswehr als eine Niederlage für die
deutschen Großmachtinteressen. 

Die Ablehnung des EU-Reformver-
trages durch die europäische LINKE
begründete sie damit, dass er die
Fortsetzung des neoliberalen Kurses,
des Demokratieabbaus und der Milita-
risierung sei. Er beinhalte eine Aufrüs-
tungsverpflichtung, die Einrichtung ei-
ner Rüstungsagentur und erstmals die
direkte Verwendung von EU-Haus-
haltsmitteln für militärische Zwecke.
Sie merkte an, dass die Bundesregie-
rung bei der Militarisierung der EU ei-
ne zentrale Rolle spiele und forderte
die Friedensbewegung auf, aktiver
noch gegen den EU-Reformvertrag
aufzutreten.

F R I E D E N S B E W E G U N G
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Die Beziehungen zwischen den
USA und Kuba haben sich auch in
jüngster Zeit weiter zugespitzt. Horst
Schäfer liefert hierzu unverzichtbares
Hintergrundmaterial. Nachdem seit
dem ersten Erscheinen 2004 zwei
Hardcover-Auflagen erschienen sind,
liegt sein Buch nunmehr in einer preis-
günstigen Taschenbuchausgabe vor. 

Dieses kann als umfassendste und
beste Chronik der US-Politik gegen-
über Kuba gesehen werden und stützt
sich fast ausschließlich auf offizielle
Dokumente der CIA, des Weißen Hau-
ses und des Außenministeriums. 

Aufgearbeitet wird aber nicht nur die
US-Politik gegenüber Kuba seit 1959.
Die ersten Abschnitte beschäftigen
sich mit „Terrorismus nach Art des
Weißen Hauses“. Mordkomplotts und
CIA-organisierte Staatsstreiche haben
schließlich eine lange US-Tradition
vom Iran, über Guatemala und den
Kongo. Dieses wird – quasi in Kurzfas-
sung – anhand von Originaldokumen-
ten dargestellt. 

In einem weiteren Kapitel wird zu-
nächst die Geschichte Kuba von 1898,
dem Jahr der formellen „Unabhängig-
keit“ von Spanien bis 1958 dargestellt.
Diese 60 Jahre sind eine Geschichte
neokolonialer Ausbeutung mittels US-
Marionettenregierungen, wie es für
diesen Zeitraum auch für die anderen
Karibik-Staaten als Hinterhof der USA
typisch war. Begonnen hat diese Etap-
pe mit einer der historisch bedeut-
samsten Kriegslügen, nämlich dem
Versenken des US-Schlachtschiffes
Maine im Hafen von Havanna. Horst
Schäfer hat auch hierzu recherchiert
und kann auf Untersuchungen des US-
Kongresses verweisen, dass dieser
Zwischenfall nicht durch die spani-
schen Besatzer Kubas, sondern durch
eine im Schiff selbst ausgelöste Explo-
sion verursacht wurde. Jedenfalls
konnten 1898 durch die USA nicht nur
die Spanier aus Kuba vertrieben wer-
den, sondern eine damals (fast) erfolg-
reiche nationale Befreiungsbewegung
niedergeschlagen werden.

Die nächsten Kapitel behandeln die
Zeit seit der erfolgreichen Revolution
1958 bis 1965. Für diese Zeit wurden
in den USA Archive geöffnet und von
Horst Schäfer intensiv ausgewertet.
Die Dokumente belegen die ganze
Vielfalt von Aktivitäten, über Sabota-
geaktionen – teilweise auch mit biolo-
gischen und chemischen Waffen, den
zahlreichen Mordplänen gegen Fidel
Castro sowie den Plänen für eine mili-
tärische Intervention. Nach dem US-
Fiasko in der Schweinebucht 1961
wurden diese Pläne ja keineswegs
aufgegeben, sondern vielmehr inten-
siviert.

Die ausgewerteten Quellen belegen,
dass eine erneute militärische Inter-
vention mit Exilkubanern und US-Luft-
waffenunterstützung für den Oktober
1962 angesetzt war, d. h. jenem Zeit-
punkt, wo dann durch die Kuba-(Ra-
keten-)Krise eine Wendung eintrat. 

Quasi als Abfallprodukt seiner Recher-
chen ergeben sich in dem Buch auch
Hinweise auf die Hintergründe des
Mordes an J.F. Kennedy. Eines der
möglichen Tatmotive für den Mord an
JFK liegt in seinen damaligen diplo-
matischen Annäherungen an Kuba,
was durch verschiedene Quellen
durch Horst Schäfer belegt wird. Klar
ist nach seinen Recherchen jedenfalls,
dass dieser Mord in einem Zusam-
menspiel von Mafia, Exilkubanern,
CIA, FBI und offiziellen Regierungs-
stellen erfolgt ist. Diese haben es ver-
standen, die tatsächlichen Umstände
so zu vertuschen, dass die Wahrheit
wohl nie mehr ans Tageslicht kommen
wird. 

Für den größten Teil der zurückliegen-
den 50 Jahre gibt es bisher keine frei-
gegebenen Geheimdokumente mehr.
Die Darstellung dieses Zeitraumes hat
Horst Schäfer aber ein breites Spek-
trum an Quellen ausgewertet, wobei
ihm seine frühere Tätigkeit als US-
Korrespondent der DDR-Nachrichten-
agentur ADN zugute kam. Schwer-
punkt der US-Aktivitäten war und ist
dabei die völkerrechtswidrige Wirt-

schaftsblockade, mit der auch Firmen
aus Drittstaaten zur Komplizenschaft
gezwungen werden sollen.

Eine zentrale Rolle spielt auch die de-
tailliert dargestellte enge Zusammen-
arbeit von US-Regierungsstellen mit
exil-kubanischen
Terroristen.
Schließlich wird
die Geschichte
der „Cuban 5“
geschildert, die in
Miami geplante
Terroraktionen
gegen Kuba auf-
decken konnten
und dafür seit
1998 selbst von
der US-Justiz wie
Terroristen be-
handelt werden.

Sehr lobenswert
ist an dem Buch auch, dass in einem
Schlusskapitel mehrere Meinungen
über die Situation auf Kuba wiederge-
geben sind, deren Verfasser nicht un-
bedingt als glühende Verehrer des So-
zialismus anzusehen sind, denen man
aber gerade deshalb Objektivität zubil-
ligen kann.

Schade ist allerdings, dass in der Ta-
schenbuchausgabe die in der Hard-
cover-Ausgabe enthaltenen 12 Seiten
mit freigegebenen – wenngleich mit
mehr oder weniger vielen Schwärzun-
gen versehenen – CIA-Dokumente
weggelassen wurden. Diese mögen
auf dem ersten Blick zwar entbehrlich
erscheinen, verleihen aber dem Inhalt
angesichts der geradezu unglaubli-
chen US-Terroraktionen die notwendi-
ge Authentizität. Wer dazu bereit ist,
ein paar Euro mehr auszugeben, sollte
deshalb besser zu der nach wie vor im
Handel erhältlichen Hardcover-Aus-
gabe greifen. Damit verzichtet man
zwar auf die in der Taschenbuchaus-
gabe enthaltenen Aktualisierungen,
dafür findet man aber im Internet zu-
sätzlich noch neuere Quellen, die nicht
mehr in die Taschenbuchausgabe
eingeflossen sind. Seit März 2007
schreibt Fidel Castro regelmäßig „Re-
flexionen“ in der Tageszeitung Gran-
ma (Deutsche Quelle: www.redglobe.
de), in denen seine Sicht der US-Ter-
roraktionen einen breiten Raum ein-
nehmen.

Karl-Heinz Peil

B U C H B E S P R E C H U N G

50 Jahre Staatsterrorismus 
gegen Kuba
Horst Schäfer: „Im Fadenkreuz: Kuba“, Taschenbuchausgabe, 
Kai Homilius Verlag 2007, 296 Seiten ISBN: 978-3-89706-518-5, EUR 9,90
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I. Auslandseinsätze beenden –
Für Frieden in Afghanistan, im Nahen und
Mittleren Osten
Der Krisenbogen vom Nahen und Mittleren Os-
ten bis Zentralasien ist zu einem Schwerpunkt
bei der Planung und Durchführung von Res-
sourcenkriegen gemacht worden. Die Region
ist von zentraler Bedeutung im Kampf um die
Vorherrschaft der USA und EU-Europas gegen-
über Russland und China. Die EU handelt dabei
trotz gelegentlich unterschiedlicher Interessen-
lage weitgehend in enger Verbundenheit mit
den dabei führenden USA. 
Die weltweit größten Kriegsverbrechen bege-
hen derzeit die USA im Irak; in Afghanistan ist
eine „Irakisierung“ absehbar. Die seit Jahrzehn-
ten andauernde völkerrechtswidrige Besatzung
von Palästinensergebieten durch Israel, der Ter-
ror gegen die dortige Bevölkerung und deren
Aktionen haben in 2007 eine extreme Zuspit-
zung erfahren. 
Die Lösung des Nahostkonfliktes erfordert die
Anerkennung des gleichen Rechts aller Men-
schen in der Region auf eine menschenwürdige
Existenz.

1. Wir werden die gemeinsame Kampagne für
einen Bundeswehr-Abzug aus Afghanistan, für
Frieden und eine souveräne Entwicklung des
Landes fortsetzen. Wir werden den Druck auf
die Bundesregierung erhöhen, damit sie sowohl
den ISAF als auch den OEF-Einsatz beendet.
Wir suchen dabei die Zusammenarbeit mit der
internationalen Bewegung gegen den Krieg in
Afghanistan.
2. Entgegen der offiziell verbreiteten Meinung,
dass die BRD nicht am Krieg im Irak beteiligt
sei, kommt der BRD durch die Bereitstellung
von Militärstützpunkten und Logistik eine he-
rausragende Bedeutung in der Kriegsführung
zu. Wir fordern deshalb, dass die Bundesregie-
rung die Stationierungsverträge mit den USA
kündigen. Wir wollen unter anderem den fünf-
ten Jahrestag der Irak-Invasion dafür nutzen,
auf die US-Kriegsverbrechen und die humanitä-
re Katastrophe im Irak hinzuweisen und unter-
stützen eine hierzu geplante Irak-Konferenz. 
3. Wir wenden uns gegen einen Einmarsch der
türkischen Armee in Nord-Irak und fordern ein
Ende des Krieges und der Repression gegen
Kurdinnen und Kurden.
4. Wir wenden uns entschieden gegen die auf
Doppelstandards (zweierlei Maß) begründete
Interventionspolitik gegen den Iran, die auf eine
Schwächung und Destabilisierung der stärks-
ten Macht der Region zielt. Wir klären darüber
auf, dass die als „Diplomatie“ umschriebene
Sanktionspolitik unter aktiver Beteiligung der
Bundesregierung zu einer Eskalationsstrategie
gehört. Diese kann angesichts konkreter An-
griffspläne seitens der USA und Israels rasch
zum Krieg führen.
5. Wir wollen verstärkt über die katastrophale
Lage der Palästinenser im Gazastreifen aufklä-
ren. Wir fordern von der Bundesregierung ein
Ende der Unterstützung der Besatzungspolitik.
Wir arbeiten solidarisch mit den palästinensi-
schen und israelischen Friedenskräften zusam-
men, bemühen uns um einen intensiven Dialog
mit Palästinensern und Juden in der Bundesre-
publik und unterstützen sie in ihren Forderun-
gen nach zwei gleichberechtigten Staaten in
den Grenzen von 1967.

II. Gegen Ausplünderung und Angriffskriege
– Für die Verwirklichung des Völkerrechts 
Seit mehr als sechs Jahren führen die US-Re-
gierung und ihre Verbündeten in der NATO un-
ter dem Deckmantel „Krieg gegen den Terror“
Angriffskriege. Vorgeblich dienen sie zudem der

R Ü C K S E I T E

Durchsetzung von „Demokratie und Menschen-
rechten“. Tatsächlich geht es um die Beherr-
schung ressourcenreicher Regionen. Dasselbe
steht auch hinter der aggressiven Politik gegen-
über dem Iran. Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist in hohem Maße in diese völkerrechts-
widrigen Kriege involviert. 
Die US-Stützpunkte in der Bundesrepublik sind
ein logistisches Rückgrat dieser Kriegspolitik.
Dazu gehören auch zivile Objekte wie z.B. die
Flughäfen Leipzig und Hahn als Drehscheiben
für Truppentransporte. 
Mit der UN-Charta wurde 1945 die völkerrecht-
liche Grundlage für Frieden, sozialen Fortschritt
und Wohlstand weltweit geschaffen. Dabei ist
das Verbot von Angriffskriegen zentral.

1. Wir wollen die durch Globalisierung und
Kriegsführung verursachten Ressourcenver-
schwendungen in den Kontext der Umwelt- und
Klimadiskussion bringen. Dabei wollen wir den
Kampfbegriff „Energiesicherheit“ mit anderen
Inhalten belegen, die im Interesse aller Men-
schen und einer nachhaltigen Entwicklung lie-
gen. Wir engagieren uns für die stark zuneh-
mende Zahl von Flüchtlingen, indem wir für eine
nachhaltige Entwicklung von Ländern der drit-
ten Welt eintreten und der neoliberalen Ausbeu-
tung durch USA und EU entgegen treten. Wir
solidarisieren uns mit Flüchlingen, indem wir für
alle ein Bleiberecht bei uns fordern und für eine
humane Entwicklung in den Ländern der „Drit-
ten Welt“ eintreten.
2. Wir wollen zur Aufdeckung von Lügen und
Kriegspropaganda beitragen, wie z.B. die Ver-
schleierung der wahren Interessen der Militär-
einsätze durch Begriffe wie „Friedensmissio-
nen“ und „humanitäre Interventionen“. Wir
werden aber auch schönfärberischen Um-
schreibungen von Kriegen als „Luftschläge“
u.ä. entgegentreten. Der Krieg beginnt mit dem
ersten Schuss, mit der ersten Bombe.
3. Wir unterstützen Bürger- und Friedensinitiati-
ven, die sich gegen US-Militärstützpunkte wie
die US AirBase in Ramstein oder gegen vorhan-
dene und geplante Bundeswehrübungsplätze
engagieren (Colbitz-Letzlinger Heide, „Bombo-
drom“). Wir wenden uns gegen die Militärpolitik
der NATO und die Nutzung von US-Miltärbasen
in Europa für die Kriegsführung in aller Welt.

III. Für atomare Abrüstung – gegen neue
Atomwaffenarsenale 
Die reale Gefahr durch Atomwaffen geht von
den Atomwaffenmächten aus, die entgegen
ihren vertraglichen Verpflichtungen des Atom-
waffensperrvertrages massive Aufrüstungspro-
gramme auflegen. Der Einsatz von Atomwaffen
ist fester Bestandteil der US-Nukleardoktrin so-
gar gegenüber solchen Ländern, die über keine
Atomwaffen verfügen, wie z.B. dem Iran. Die
Einschüchterung und verbalen Drohungen –
wie Bush jüngst mit einem „Dritten Weltkrieg“ –
führen zu einem neuen Rüstungswettlauf.

1. Wir unterstützen alle Initiativen und Kampa-
gnen, die auf atomare Abrüstung gerichtet sind,
wie z.B. „unsere zukunft – atomwaffenfrei“.
2. Wir setzen uns ein für den Abzug aller Atom-
waffen von deutschem Territorium und die Be-
endigung der direkten oder indirekten nuklea-
ren Teilhabe der Bundeswehr.
3. Wir wollen verstärkt über die vor allem in Irak
und im ehemals jugoslawischen Staaatsgebiet
erfolgte radioaktive Verseuchung durch Uran-
munition aufklären.

IV. Für Rüstungsabbau und Konversion – ge-
gen die Aufrüstung von EU und Bundeswehr
Mit dem in Lissabon von den EU-Regierungs-

chefs verabschiedeten „EU-Reformvertrag“ soll
die gescheiterte EU-Verfassung mit ihrem neo-
liberalen Kurs, dem Demokratieabbau und der
Militarisierung der Außen- und Sicherheitspoli-
tik durchgesetzt werden. Kernpunkte des Ver-
trages sind die Aufrüstungsverpflichtung, die
Einrichtung einer Rüstungsagentur und die Auf-
hebung des Verbots der Verwendung von EU-
Haushaltsmitteln für militärische Zwecke.
Neue Rüstungsprojekte wie die 2007 beschlos-
sene Beschaffung neuer Fregatten für die Mari-
ne und die Weltraumaufrüstung mit Radar-Auf-
klärungssatelliten (SAR-LUPE) zielen darauf,
auch die militärische Dominanz der BRD in der
EU auszubauen. 

1. Aus den auch in anderen EU-Ländern vor-
handenen Widerstandsbewegungen gegen die
EU-Verfassung bzw. „EU-Reformvertrag“ wol-
len wir durch eine länderübergreifende Zusam-
menarbeit eine europaweite Kampagne gegen
die Militarisierung der EU entwickeln. Ein
Schwerpunkt ist dabei die EU-Rüstungsagen-
tur.
2. Der Aufbau der „Raketenschilde“ gegen In-
terkontinentalraketen hat zum Ziel, Angriffskrie-
ge führen zu können, ohne einen Zweitschlag
fürchten zu müssen. Wir wenden uns gegen die
Stationierung entsprechender neuer US-Rake-
tenabwehreinrichtungen in Polen und Tsche-
chien. Wir sind solidarisch mit den Friedensbe-
wegungen dieser Länder in ihrem Kampf gegen
die Pläne der US-Regierung.
3. Im Widerstand gegen den Afghanistan-
Krieg unterstützen wir die „Anti-Rekrutierungs-
kampagne“, bei der wir das Grundrecht auf
Kriegsdienstverweigerung in all seinen Erschei-
nungsformen (vom Teilverweigerer bis zum
Totalverweigerer) in den Vordergrund stellen. 
4. Anknüpfend an die Kampagne „Spart endlich
an der Rüstung“ setzen wir unser Engagement
fort für eine radikale Reduzierung der staatli-
chen Rüstungsausgaben zugunsten sozialer,
kultureller, bildungs- und arbeitspolitischer
Maßnahmen und die Konversion der Rüstungs-
industrie in zivile, nützliche Produktion und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze.
5. Wir unterstützen Aktivitäten gegen deutsche
Rüstungsexporte, die auch wesentlichen Anteil
zur Destabilisierung in Krisenregionen haben. 

V. Für Demokratie und Menschenrechte –
gegen Militarisierung im Inneren 
Der verfassungswidrige Bundeswehreinsatz in
Heiligendamm hat 2007 einen weiteren Schritt
zur Legitimierung der inneren Militarisierung
dargestellt. Mit der geschürten Anti-Terror-Hys-
terie werden an breiter Front in einem nie da ge-
wesenen Maße demokratische Grundrechte
ausgehöhlt. Darin sehen wir eine flankierende
Maßnahme zur Durchsetzung der expansiven
Außenpolitik mit weltweiten militärischen Inter-
ventionen, die von der Bevölkerungsmehrheit
nicht unterstützt werden.

1. Wir unterstützen die zahlreichen Aktivitäten
verschiedener Initiativen und Gruppen, die sich
vor allem gegen die Entwicklung zum Überwa-
chungsstaat engagieren.
2. In diesem Zusammenhang sehen wir auch
den Kampf gegen neue Feindbilder wie „den“
Islam sowie gegen Rassismus und Fremden-
feindlichkeit. 
3. Wir beteiligen uns an Aktionen zur Bekämp-
fung von neofaschistischen und rassistischen
Ideologien. Wir unterstützen die Forderung
nach einem Verbot der NPD.

Bundesausschuss Friedensratschlag
Kassel, 30. November 2007
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